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1) "Wer auf vernünftige Weise zu strafen gedenkt, der züchtigt nicht wegen des schon begangenen Unrechts ...., sondern um des
zukünftigen willen, damit hinfort weder der Täter selbst wieder das Unrecht begehe, noch auch die anderen, welche sehen, wie
er bestraft wird" (Plato, Protagoras).

2) "Sollen daher Rechtsverletzungen überhaupt verhindert werden, so muss neben dem physischen Zwange noch ein anderer be-
stehen, welcher der Vollendung der Rechtsverletzung vorhergeht, und, vom Staate ausgehend, injedem einzelnen Falle in
Wirklichkeit tritt, ohne dass dazu die Erkenntniss der jetzt bevorstehenden Verletzung vorausgesetzt wird. Ein solcher Zwang
kann kann nur ein psychologischer sein." (14. Aufl. 1847, hrsg. v. Mittermaier)

Grundlagen staatlichen Strafens - die Straftheorien

Vertreter absoluter Straftheorien waren u.a. Immanuel Kant (1724-1804) und Georg Friedrich Wilhelm Hegel (1770-
1831), die den Strafgrund allein in der Vergeltung des Verbrechens sahen (daneben wurde sie auch lange von den
christlichen Kirchen vertreten, indem sie die Verwirklichung der Gerechtigkeit als Gottes Gebot und die Verhängung der
Strafe als stellvertretende Vollziehung des göttlichen Richteramts aufgefaßt haben):

1. Nach Kant, "Die Metaphysik der Sitten" (1797), ist das Strafgesetz ein "kategorischer Imperativ", ein von allen
Zweckerwägungen freies Gebot der Gerechtigkeit. "Richterliche Strafe ... kann niemals bloß als Mittel, ein anderes Gute
zu befördern, für den Verbrecher selbst, oder für die bürgerliche Gesellschaft, sondern muß jederzeit nur darum wider ihn
verhängt werden, weil er verbrochen hat." Kant verdeutlicht dies an seinem berühmten Inselbeispiel: "Selbst, wenn sich
die bürgerliche Gesellschaft mit aller Glieder Einstimmung auflösete (z.B. das eine Insel bewohnende Volk beschlösse,
auseinander zu gehen, und sich in alle Welt zu zerstreuen), müßte der letzte im Gefängnis befindliche Mörder vorher
hingerichtet werden, damit jedermann das widerfahre, was seine Taten wert sind, und die Blutschuld nicht auf dem Volke
hafte, das auf diese Bestrafung nicht gedrungen hat; weil es als Teilnehmer an dieser öffentlichen Verletzung der
Gerechtigkeit betrachtet werden kann."

2. Ausgehend von seiner Lehre vom "dialektischen Prinzip" begründet Hegel, "Grundlinien der Philosophie des Rechts"
(1821), Strafe wie folgt: Die Rechtsordnung stellt den "allgemeinen Willen" dar, gegen welchen sich der - in dem
Verbrechen zum Ausdruck kommende - "besondere Wille" des Verbrechers auflehnt (Verbrechen als Negation des
Rechts), seinerseits aber durch die Strafe (als Negation dieser Negation) in der sittlichen Überlegenheit der Gemeinschaft
aufgehoben wird. "Strafe ist die Aufhebung des Verbrechens, das sonst gelten würde." "Die Verletzung, die dem
Verbrecher widerfährt, ist nicht nur an sich gerecht, - als gerecht ist sie zugleich sein an sich seiender Wille, ein Dasein
seiner Freiheit, sein Recht; ... daß die Strafe darin als sein eigenes Recht enthaltend angesehen wird, darin wird der
Verbrecher als Vernünftiges geehrt. Diese Ehre wird ihm nicht zuteil, wenn aus seiner Tat selbst nicht der Begriff und der
Maßstab seiner Strafe genommen wird; ebensowenig auch, wenn er nur als ein schädliches Tier betrachtet wird, das
unschädlich zu machen sei, oder in den Zwecken der Abschreckung und Besserung."

Als Vertreter relativer Straftheorien sind Hugo Grotius (Huigh de Groot, 1583-1645), Cesare Beccaria, Marchese de
Bonesana (1738-1794), Paul Johann Anselm von Feuerbach (1775-1833) sowie Franz von Liszt (1851-1919) anzuführen.

3. Grotius griff in seinem Werk "De jure belli ac pacis" (Über das Recht des Krieges und des Friedens, 1625; hier: lib. II,
cap. XX, § 4, 1) zur Formulierung des Grundgedankens aller relativen Straftheorien auf ein Zitat von Seneca d.J. (4?-65)
zurück, das auf einer von Platon (427-347 v. Chr.) dem Sophisten Protagoras (� 485-415 v. Chr.) zugeschriebenen
klassischen Sentenz »nemo prudens punit, quia peccatum est, sed ne peccetur« (= kein kluger Kopf straft, weil gesündigt
worden ist, sondern damit nicht gesündigt werde; De ira, liber I, XIX-7) beruht1). Den Vergeltungsgedanken umschrieb
Grotius ebenda (§ 1, 1) mit "malum passionis propter malum actionis".

4. Beccaria, "Dei delitte e delle pene" (Von den Verbrechen und Strafen, 1764), vereinte die Strafzwecke von General-
und Spezialprävention und begrenzte die Strafgewalt durch das Verhältnismäßigkeitsprinzip: "Der Zweck der Strafe kann
somit kein anderer als der sein, den Schuldigen daran zu hindern, seinen Mitbürgern abermals Schaden zuzufügen, und die
anderen davon abzuhalten, das gleiche zu tun. Diejenigen Strafen also und diejenigen Mittel ihres Vollzugs verdienen den
Vorzug, die unter Wahrung des rechten Verhältnisses zum jeweiligen Verbrechen den wirksamsten und nachhaltigsten
Eindruck in den Seelen der Menschen zurücklassen, für den Leib des Schuldigen hingegen so wenig qualvoll wie möglich
sind."

5. Auf der Grundlage seiner Lehre vom "psychologischen Zwang" gelangt Feuerbach, "Lehrbuch des gemeinen in
Deutschland gültigen Rechts", zu einer "Generalprävention durch psychologischen Zwang", welche die Strafdrohung
bewirkt. Der Vollzug der Strafe durch den Staat soll nurmehr die Ernstlichkeit der Strafdrohung für jedermann sichtbar
machen. "Sollen daher solche Rechtsverletzungen im Staate verhindert werden; so ist dieses nichts anders, als durch
Anwendung eines psychologischen Zwanges möglich, welcher der Vollendung einer Läsion vorhergeht, und den Willen
Aller nöthigt sich zu keiner Rechtsverletzung zu bestimmen." (1. Aufl. 1801, § 15)2)
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6. In seinem sog. Marburger Programm von 1882, "Der Zweckgedanke im Strafrecht" (ZStW Bd. 3 [1883], 1) stellt v.
Liszt auf die Spezialprävention als Strafzweck ab: "Die richtige, d.h. die gerechte Strafe ist die notwendige Strafe.
Gerechtigkeit im Strafrecht ist die Einhaltung des durch den Zweckgedanken erforderten Strafmaßes... Das völlige
Gebundensein der Strafgewalt durch den Zweckgedanken ist das Ideal der strafenden Gerechtigkeit." Aufgabe des
Strafrechts ist es danach, den nicht besserungsbedürftigen Gelegenheitstäter durch einen "Denkzettel" aufzurütteln, um ihn
vor weiteren Straftaten abzuschrecken, den besserungsfähigen Zustandsverbrecher durch Erziehung im Strafvollzug zu
resozialisieren, den unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher durch "Strafknechtschaft" auf unbestimmte Zeit unschädlich
zu machen. "Besserung, Abschreckung, Unschädlichmachung: Das sind demnach die unmittelbaren Wirkungen der Strafe,
die in ihr liegenden Triebkräfte, durch die sie den Schutz der Rechtsgüter bewirkt."

Für die herrschende Vereinigungstheorie (s.a. § 46 StGB) seien zwei Entscheidungen des Bundesgerichtshofs angeführt:

7. "Dem 1. Strafrechtsreformgesetz liegt der Gedanke zugrunde, daß die Strafe nicht die Aufgabe hat, Schuldausgleich um
ihrer selbst willen zu üben, sondern nur gerechtfertigt ist, wenn sie sich zugleich als notwendiges Mittel zur Erfüllung der
präventiven Schutzaufgabe des Strafrechts erweist. Einen wesentlichen Akzent hat der Gesetzgeber durch die Aufnahme
der spezialpräventiven Klausel als Ziel des Strafzumessungsvorgangs in § 13 Abs. 1 Satz 2 StGB [jetzt: § 46 Abs. 1 Satz
2] gesetzt." (BGHSt 24, 40 [42])
"Das Erste Strafrechtsreformgesetz hält an dem System der Zweispurigkeit von Strafe und Maßregel fest. Der
Schuldgrundsatz, nunmehr ausdrücklich im Gesetz verankert (§ 13 Abs. 1 Satz 1 StGB [jetzt: § 46 Abs. 1 Satz 1]),
gebietet, klar zwischen den Aufgaben der Strafe und der Maßregel zu unterscheiden. Grundlage für die Zumessung der
Strafe ist die Schuld des Täters. Von ihrer Bestimmung als gerechter Schuldausgleich darf sich die Strafe weder nach oben
noch nach unten inhaltlich lösen." (BGHSt 24, 132 [133 f])

8. § 46 StGB. Grundsätze der Strafzumessung. (1) 1Die Schuld des Täters ist Grundlage für die Zumessung der Strafe. 2Die
Wirkungen, die von der Strafe für das künftige Leben des Täters in der Gesellschaft zu erwarten sind, sind zu
berücksichtigen.
(2) 1Bei der Zumessung wägt das Gericht die Umstände, die für und gegen den Täter sprechen, gegeneinander ab. 2Dabei
kommen namentlich in Betracht:
die Beweggründe und die Ziele des Täters,
die Gesinnung, die aus der Tat spricht, und der bei der Tat aufgewendete Wille,
das Maß der Pflichtwidrigkeit,
die Art der Ausführung und die verschuldeten Auswirkungen der Tat,
das Vorleben des Täters, seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse
sowie sein Verhalten nach der Tat, besonders sein Bemühen, den Schaden wiedergutzumachen, sowie das Bemühen des
Täters, einen Ausgleich mit dem Verletzten zu erreichen.
(3) Umstände, die schon Merkmale des gesetzlichen Tatbestandes sind, dürfen nicht berücksichtigt werden.

§ 46a StGB. Täter-Opfer-Ausgleich, Schadenswiedergutmachung. Hat der Täter
1. in dem Bemühen, einen Ausgleich mit dem Verletzten zu erreichen (Täter-Opfer-Ausgleich), seine Tat ganz oder zum

überwiegenden Teil wiedergutgemacht oder deren Wiedergutmachung ernsthaft erstrebt oder
2. in einem Fall, in welchem die Schadenswiedergutmachung von ihm erhebliche persönliche Leistungen oder

persönlichen Verzicht erfordert hat, das Opfer ganz oder zum überwiegenden Teil entschädigt,
so kann das Gericht die Strafe nach § 49 Abs. 1 mildern oder, wenn keine höhere Strafe als Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder Geldstrafe bis zu dreihundertsechzig Tagessätzen verwirkt ist, von Strafe absehen.

9. Das deutsche Strafgesetzbuch kennt derzeit drei Hauptstrafen: (zeitige bzw. lebenslange) Freiheitsstrafe, §§ 38, 39
StGB (Dauer: 1 Monat bis zu 15 Jahren bzw. lebenslang), Geldstrafe, §§ 40-43 StGB (sie wird in Tagessätzen [5 bis 360
bzw. 720] bemessen, wobei der Tagessatz nach dem sog. Nettoeinkommensprinzip auf 2,- bis 10.000,- DM festgesetzt
wird; die sich hieraus errechnende Summe ist nach Rechtskraft des Urteils in einem Betrag zu zahlen, sofern das Gericht
keine Zahlungserleichterungen bewilligt; bei Uneinbringlichkeit der Geldstrafe tritt Ersatzfreiheitsstrafe von je einem Tag
je Tagessatz ein) und die Vermögensstrafe, § 43a StGB. Hinzu kommt ggf. bei Verkehrsdelikten als sog. Nebenstrafe ein
Fahrverbot, § 44 StGB (Dauer: 1 Monat bis zu 3 Monaten).
Als Maßregeln der Besserung und Sicherung, §§ 61-72 StGB, können die (freiheitsentziehende) Unterbringung in einem
psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB), in einer Entziehungsanstalt (§ 64 StGB) oder in der Sicherungsverwahrung
(§ 66 StGB), ferner Führungsaufsicht (§§ 68-68g StGB), die Entziehung der Fahrerlaubnis (§§ 69-69b StGB; = Erlöschen
der Fahrerlaubnis mit Sperre des Neuerwerbs von 6 Monaten bis zu 5 Jahren bzw. dauernder Sperre) und ein Berufsverbot
(§§ 70-70b StGB) angeordnet werden.
Daneben sieht das Gesetz tw. als Nebenfolge, §§ 45-45b StGB, den Verlust der Amtsfähigkeit, der Wählbarkeit und des
Stimmrechts vor (bei Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr Dauer) sowie nach §§ 165, 200
StGB die Bekanntgabe der Verurteilung. Tatgegenstände können durch die Maßnahmen, §§ 73-75 StGB, des Verfalls oder
der Einziehung/Unbrauchbarmachung aus dem Verkehr gezogen werden.
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 Die Garantiefunktion des Strafrechts

1) Peinliche Gerichtsordnung Kaiser Karls V. (1532, sog. Constitutio Criminalis Carolina)

"Eyn vorrede wie man mißthatt peinlich straffen soll

Art. 104. Item so jemandt vnsern gemeynen geschriben rechten nach, durch eyn verhandlung das leben verwürckt hat, soll
man nach gutter gewonheyt, oder nach ordnung eynes guten rechtuerstendigen richters, so gelegenheyt vnd ergernuß der
übelthatt ermessen kan, die form vnd weiß der selben tödtung halten vnd vrtheylen. Aber inn fellen darumb (oder
derselben gleichen) vnser Keyserlich recht nit setzen oder zulassen, jemandt zum todt zu straffen, haben wir inn diser vnser
des Reichs ordnung auch keynerley todtstraff gesetzet, aber inn etlichen mißthatten, lassen die recht peinlich straff am leib,
oder glidern zu, damit dannocht die gestrafften bei dem leben bleiben. Die selben straff mag man auch erkennen vnd
gebrauchen, nach guter gewonheyt eyns jeden lands, oder aber nach ermessung eyns jeden guten verstendigen richters, als
oben von todten geschriben steht, Wann vnser Keyserlich recht, etlich peinlich straff setzen, die nach gelegenheyt diser
zeit vnd land vnbequem, vnd eyns theyls nach dem buchstaben nit wol müglich zu gebrauchen weren, darzu auch dieselben
recht die form vnd maß, eyner jeglichen peinlichen straff nit anzeygen, sonder auch guter gewonheyt oder erkantnuß
verstendiger Richter beuelhen, vnd inn der selben wilküre setzen, die straff nach gelegenheyt vnd ergernuß der übeltatt,
auß lieb der gerechtigkeyt, vnd vmb gemeynes nutz willen zu ordnen vnd zu machen. Aber sonderlich ist zu mercken, inn
was sachen (oder der selben gleichen) vnser Keyserlich recht, keynerley peinlicher straff am leben, ehren, leib oder
gliedern setzen, oder verhengen, daß Richter vnd vrtheyler darwider auch niemant zum todt oder sunst peinlich straffen.
Vnd damit richter vnd vrtheyler die solcher rechten nit gelert sein, mit erkantnuß solcher straff destoweniger wider die
gemelten rechten, oder gute zulessig gewonheyten handeln, so wirt hernach vonn etlichen peinlichen straffen, wann vnnd
wie die gedachten recht guter gewonheyt, vnd vernunfft nach geschehen sollen, gesatzt.

Von vnbenanten peinlichen fellen vnnd straffen
Art. 105. Item ferner ist zuuermercken, inn war peinlichen fellen oder verklagungen, die peinlichen straff inn disen
nachuolgenden artickeln nit gesetzt oder gnugsam erklert oder verstendig wer, sollen Richter vnd vrtheyler (so es zu
schulden kompt) radts pflegen, wie inn solchen zufelligen oder vnuerstendtlichen fellen, vnsern Keyserlichen rechten, vnd
diser vnser ordnung am gemessigsten gehandelt vnnd geurtheylt werden soll, vnd alßdann jre erkantnaß darnach thun,
Wann nit alle zufellige erkantnuß vnd straff inn diser vnser ordnung gnugsam mögen bedacht und beschriben werden."

2) (Französische) Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte vom 26.8.1789

"Art. 8. La loi ne doit établir que des peines strictement et évidemment nécessaires, et nul ne peut être puni qu'en vertu
d'une loi établie et promulguée antérieurement au délit, et légalement appliquée." (Das Gesetz soll nur solche Strafen
festsetzen, die unbedingt und offenbar notwendig sind. Niemand kann anders als aufgrund eines vor Begehung der Straftat
beschlossenen, verkündeten und rechtmäßig angewandten Gesetzes bestraft werden.)

3) Allgemeines Landrecht für die preußischen Staaten (1794)

"Einleitung. I. Von den Gesetzen überhaupt.
Anwendung der Gesetze.

§ 14. Neue Gesetze können auf schon vorhin vorgefallene Handlungen und Begebenheiten nicht angewendet werden.

§ 15. Die von Seiten des Gesetzgebers nöthig befundene und gehörig publizierte Erklärung eines ältern Gesetzes aber
giebt, in allen noch zu entscheidenden Rechtsfällen, den Ausschlag.

§ 18. Die Minderung der in einer ältern Verordnung festgesetzten Strafe kommt auch demjenigen Uebertreter zu statten,
an welchem diese Strafe, zur Zeit der Publication des neuern Gesetzes, noch nicht vollzogen war.

Zweyter Theil. Zwanzigster Titel:
Von den Verbrechen und deren Strafen.

Erster Abschnitt. Von Verbrechen und Strafen überhaupt.

§ 9. Handlungen und Unterlassungen, welche nicht in den Gesetzen verboten sind, können als eigentliche Verbrechen nicht
angesehen werden, wenn gleich Einem oder dem Andern daraus ein wirklicher Nachtheil entstanden seyn sollte."

4) StGB für das Königreich Bayern (1813)

"Art. 1. Wer eine unerlaubte Handlung oder Unterlassung verschuldet, für welche ein Gesez ein gewisses Uebel gedrohet
hat, ist diesem gesezlichen Uebel als seiner Strafe unterworfen. Und so wenig erlittene Strafe die Entschädigung aufhebt
oder schmälert, so wenig tilgt oder mindert geleisteter Ersaz die verdiente Strafe."
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5) StGB i.d.F. vom 15.5.1871 (RGBl. S. 127)

"§ 2. (1) Eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt werden, wenn diese Strafe gesetzlich bestimmt war, bevor
die Handlung begangen wurde.
(2) Bei Verschiedenheit der Gesetze von der Zeit der begangenen Handlung bis zu deren Aburteilung ist das mildeste
Gesetz anzuwenden."

Vgl. die sprachlich abweichende Fassung in der Weimarer Reichsverfassung vom 11.8.1919 (RGBl. S. 1383):
"Art. 116. Eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war,
bevor die Handlung begangen wurde."

6) Gesetz über Verhängung und Vollzug der Todesstrafe vom 29.3.1933 (RGBl. I, S. 151)
[sog. Lex van der Lubbe, ergangen aufgrund des Ermächtigungsgesetzes "zur Behebung der Not von Volk und Reich" vom
24.3.1933 (RGBl. I, S. 141) mit dem Ziel der Verurteilung von Marinus van der Lubbe wegen des Reichstagsbrandes vom
27.2.1933]

"Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

§ 1. § 5 der Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 (RGBl. I, S. 83)
gilt auch für Taten, die in der Zeit zwischen dem 31. Januar und dem 28. Februar 1933 begangen sind.

§ 2. Ist jemand wegen eines gegen die öffentliche Sicherheit gerichteten Verbrechens zum Tode verurteilt, so kann die
Regierung des Reichs oder des Landes, durch deren Behörden das Urteil zu vollstrecken ist, anordnen, daß die
Vollstreckung durch Erhängen erfolgt."

Die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat vom 28.2.1933 (RGBl. I, S. 83) lautete
(Auszug):

"Aufgrund des Art. 48 Abs. 2 der Reichsverfassung wird zur Abwehr kommunistischer staatsgefährdender Gewaltakte
folgendes verordnet: ...

§ 5. Mit dem Tode sind die Verbrechen zu bestrafen, die das Strafgesetzbuch in den §§ 81 (Hochverrat), 229
(Giftbeibringung), 303 (Brandstiftung), 311 (Explosion), 312 (Überschwemmung), 315 Abs. 2 (Beschädigung von
Eisenbahnanlagen), 324 (gemeingefährliche Vergiftung) mit lebenslangem Zuchthaus bedroht. ...

§ 6. Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft."

7) Auszug aus dem sog. Reichstagsbrand-Urteil des RG vom 23.12.1933 (15 J 86/33 - XII M 42/33)

"Das ... Gesetz vom 29. März 1933 hebt für den von ihm geregelten Fall den Grundsatz des § 2 Abs. 1 StGB - eine
Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt werden, wenn diese Strafe bestimmt war, bevor die Handlung begangen
wurde - auf, nicht dagegen den Art. 116 RVerf. - eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe belegt werden, wenn die
Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die Handlung begangen wurde. Denn nicht die Strafbarkeit der aufrührerischen
Brandstiftung (wie des Hochverrats) ist rückwirkend bestimmt, sondern lediglich die Strafe für die schuldhafte
Verwirkung des bereits vorher strafbaren Tatbestandes erhöht. Der § 2 Abs. 1 StGB kann aber formell durch den
Gesetzgeber jederzeit - auch unbeschadet seines Fortbestandes für den Regelfall - durch entgegenstehende
Gesetzesbestimmung im Einzelfall außer Kraft gesetzt werden und könnte das als einfaches Reichsgesetz selbst dann,
wenn der Gesetzgeber nicht wie hier nach dem Gesetz vom 24. März 1933 auch zum Erlaß verfassungsändernder
Reichsgesetze als Regierungsgesetze befugt wäre. Der Gesetzgeber ist aber auch inhaltlich nicht gehindert, für das Gebiet
des Strafrechts, jedenfalls soweit die Strafbarkeit einer Handlung zur Zeit der Tat feststand, die von ihm selbst aufgestellte
Schranke, die die Änderung [richtig wohl: Anwendung] einer zur Zeit der Tat noch nicht angedrohten Strafe verbietet,
beiseite zu schieben und an die Stelle der zur Zeit der Tat angedrohten eine schärfere Strafe zu setzen. Ein Grundsatz der
Nichtrückwirkung ist, soweit es sich nicht um die Anordnung der Strafbarkeit, sondern lediglich um eine Strafschärfung
handelt, dem Strafrecht nicht wesentlich und besteht nicht. Grundsätzliche Rückwirkung findet sich in älteren - auch
deutschen - wie noch geltenden Strafrechtssystemen mehrfach (Einzelheiten bei Traeger "Zeitliche Herrschaft des
Strafgesetzes" in der Vergleichenden Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts, Berlin 1908; Liebmann
Allgem. Teil, VI. Band §§ 3 bis 6 und 9). Auch die deutsche Gesetzgebung der Nachkriegszeit kennt sie in der Verordnung
vom 6. Februar 1924 über Vermögensstrafen und -bußen in Art. XIV Abs. 4. Rückwirkung strafschärfender
Bestimmungen wird auch im übrigen - mag auch der Zweck der Generalprävention, jedenfalls soweit die abschreckende
Wirkung der Norm, nicht die der Strafe in Frage kommt, rückwirkend nicht mehr erreichbar sein - gerade auch vom
Standpunkt des Strafrechts im nationalsozialistischen Staat mit Recht angeordnet. Ein grundsätzlicher Anspruch des Täters
auf die Zeit der Tat angedrohte Strafe - deren Art und Höhe sein Vorsatz nicht einmal zu umfassen braucht - etwa als
Gegenstück zu den wohlerworbenen Rechten des Privatrechts kann nicht anerkannt werden. Das staatliche Interesse
erfordert vielmehr, daß das der vermutlich besseren Einsicht des Gesetzgebers entsprungene spätere Gesetz sofort und
möglichst umfassend angewendet wird ...".
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8) Mahnmarken für die Rechtspflege, Verfügung des Thür. Justiz-Ministeriums vom 9.6.1934, JW 1934, 1895

"Einst: Keine Strafe ohne Gesetz! Jetzt: Kein Verbrechen ohne Strafe!"

9) StGB i.d.F. des Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches vom 28.6.1935 (RGBl. I, S. 839)

"§ 2. Bestraft wird, wer eine Tat begeht, die das Gesetz für strafbar erklärt oder die nach dem Grundgedanken eines
Strafgesetzes und nach dem gesunden Volksempfinden Bestrafung verdient. Findet auf die Tat kein bestimmtes Strafgesetz
unmittelbare Anwendung, so wird die Tat nach dem Gesetz bestraft, dessen Grundgedanke auf sie am besten zutrifft.

§ 2a. (1) Die Strafbarkeit einer Tat und die Strafe bestimmen sich nach dem Recht, das zur Zeit der Tat gilt.
(2) ..."

10) Gesetz gegen erpresserischen Kindesraub vom 22.6.1936 (RGBl. I, S. 493)

"Art. 1. Hinter § 239 des Strafgesetzbuches wird als § 239a folgende Vorschrift eingefügt:

"§ 239a. Wer in Erpressungsabsicht ein fremdes Kind durch List, Drohung oder Gewalt entführt oder sonst der Freiheit
beraubt, wird mit dem Tode bestraft.
Kind im Sinne dieser Vorschrift ist der Minderjährige unter 18 Jahren."

Art. 2. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1936 in Kraft."

11) Gesetz gegen Straßenraub mittels Autofallen vom 22.6.1938 (RGBl. I, S. 651)

"Wer in räuberischer Absicht eine Autofalle stellt, wird mit dem Tode bestraft.
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1936 in Kraft."

12) Die Problematik der Verjährung bei der Strafverfolgung von NS-Verbrechen

a) StGB i.d.F. vom 15.5.1871 (RGBl. S. 127)

"§ 67. Strafverfolgungsverjährung. (1) Die Strafverfolgung von Verbrechen verjährt,
wenn sie mit dem Tode oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroht sind, in zwanzig Jahren;
wenn sie im Höchstbetrage mit einer Freiheitsstrafe von einer längeren als zehnjährigen Dauer bedroht sind, in fünfzehn
Jahren;
wenn sie mit einer geringeren Freiheitsstrafe bedroht ist, in zehn Jahren.

...

§ 68. Unterbrechung der Strafverfolgungsverjährung. (1) Jede Handlung des Richters, welche wegen der begangenen
Tat gegen den Täter gerichtet ist, unterbricht die Verjährung.
(2) Die Unterbrechung findet nur rücksichtlich desjenigen statt, auf welchen die Handlung sich bezieht.
(3) Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung.

§ 69. Ruhen der Verjährung. (1) Die Verjährung ruht während der Zeit, in welcher auf Grund gesetzlicher Vorschrift
die Strafverfolgung nicht begonnen oder nicht fortgesetzt werden kann. ..."

b) Gesetz über die Berechnung strafrechtlicher Verjährungsfristen vom 13.4.1965 (BGBl. I, S. 315)
[siehe hierzu: BVerfGE 25, 269 (286 ff.) = NJW 1969, 1059]

"§ 1. Ruhen der Verfolgungsverjährung. (1) Bei der Berechnung der Verjährungsfrist für die Verfolgung von
Verbrechen, die mit lebenslangem Zuchthaus bedroht sind, bleibt die Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 31. Dezember 1949
außer Ansatz. In dieser Zeit hat die Verjährung der Verfolgung dieser Verbrechen geruht.
(2) Absatz 1 gilt nicht für Taten, deren Verfolgung beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits verjährt ist."

c) StGB i.d.F. des 9. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 4.8.1969 (BGBl. I, S. 1065)

"§ 66. Arten der Verjährung. (1) ...
(2) Die Strafvervolgung von Verbrechen nach § 220a (Völkermord) und die Vollstreckung von Strafen wegen
Völkermordes (§ 220a) verjähren nicht.

§ 67. Strafverfolgungsverjährung. (1) Die Strafverfolgung von Verbrechen, die nicht in § 66 Abs. 2 genannt sind,
verjährt in
1. dreißig Jahren, wenn sie mit lebenslanger Freiheitsstrafe bedroht sind,..."
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d) StGB i.d.F. des 16. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 16.7.1979 (BGBl I, S. 1046)

"§ 78. Verjährungsfrist. (1) ...
(2) Verbrechen nach § 220a (Völkermord) und nach § 211 (Mord) verjähren nicht. ..."

13) Die Problematik der Verjährung bei der Strafverfolgung von SED-Verbrechen

a) Art. 315a EGStG, eingefügt durch den Einigungsvertrag vom 31.8.1990, BGBl. II, S. 889 [954])

"Art. 315a. Verfolgungs- und Vollstreckungsverjährung für in der Deutschen Demokratischen Republik verfolgte
und abgeurteilte Taten. 1Soweit die Verjährung der Verfolgung oder der Vollstreckung nach dem Recht der Deutschen
Demokratischen Republik bis zum Wirksamwerden des Beitritts nicht eingetreten war, bleibt es dabei. 2Die Verfol-
gungsverjährung gilt als am Tag des Wirksamwerdens des Beitritts unterbrochen; § 78c Abs. 3 des Strafgesetzbuches
bleibt unberührt."

b) Gesetz über das Ruhen der Verjährung bei SED-Unrechtstaten (Verjährungsgesetz) vom 26.3.1993 (BGBl. I, S. 392)

"Artikel 1. Zweites Gesetz zur Berechnung strafrechtlicher Verjährungsfristen (Zweites Berechnungsgesetz). Bei
der Berechnung der Verjährungsfrist für die Verfolgung von Taten, die während der Herrschaft des SED-Unrechtsregimes
begangen wurden, aber entsprechend dem ausdrücklichen oder mutmaßlichen Willen der Staats- und Parteiführung der
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik aus politischen oder sonst mit wesentlichen Grundsätzen einer
freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbaren Gründen nicht geahndet worden sind, bleibt die Zeit vom 11.
Oktober 1949 bis 2. Oktober 1990 außer Ansatz. In dieser Zeit hat die Verjährung geruht."

c) Art. 315a EGStGB (aktuelle Fassung; zu früheren Fassungen s.o. a) und unten die Anm.)

"Art. 315a. Verfolgungs- und Vollstreckungsverjährung für in der Deutschen Demokratischen Republik verfolgte
und abgeurteilte Taten. (1) 1Soweit die Verjährung der Verfolgung oder der Vollstreckung nach dem Recht der
Deutschen Demokratischen Republik bis zum Wirksamwerden des Beitritts nicht eingetreten war, bleibt es dabei. 2Dies
gilt auch, soweit für die Tat vor dem Wirksamwerden des Beitritts auch das Strafrecht der Bundesrepublik Deutschland
gegolten hat. 3Die Verfolgungsverjährung gilt als am Tag des Wirksamwerdens des Beitritts unterbrochen; § 78c Abs. 3
des Strafgesetzbuches bleibt unberührt.
(2) Die Verfolgung von Taten, die in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet begangen worden sind
und die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bis zu fünf Jahren bedroht sind, verjährt frühestens mit
Ablauf des 2. Oktober 2000, die Verfolgung der in diesem Gebiet vor Ablauf des 2. Oktober 1990 begangenen und im
Höchstmaß mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bedrohten Taten frühestens mit Ablauf des 31.
Dezember 1995.
(3) Verbrechen, die den Tatbestand des Mordes (§ 211 des Strafgesetzbuches) erfüllen, für welche sich die Strafe jedoch
nach dem Recht der Deutschen Demokratischen Republik bestimmt, verjähren nicht."

Anmerkungen:
- Abs. 1 S. 2 eingefügt durch das Gesetz über das Ruhen der Verjährung bei SED-Unrechtstaten (Verjährungsgesetz)

vom 26.3.1993 (BGBl. I, S. 392), bisheriger Satz 2 wurde zu Satz 3
- Abs. 2 und 3 angefügt durch das Gesetz zur Verlängerung strafrechtlicher Verjährungsfristen (2. Verjährungsgesetz)

vom 27.9.1993 (BGBl. I, S. 1657), bisheriger Textteil wurde zu Absatz 1; hiernach lautete Abs. 2:
"Die Verfolgung von Taten, die vor Ablauf des 31. Dezember 1992 in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages genannten
Gebiet begangen worden sind und die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bis zu fünf Jahren
bedroht sind, verjährt frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 1997, die Verfolgung der in diesem Gebiet vor Ablauf
des 2. Oktober 1990 begangenen und im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bedrohten
Taten frühestens mit Ablauf des 31. Dezember 1995.";
s.a.: "Artikel 2 [2. VerjG]. Anwendungsbereich. Artikel 315a Abs. 2 und 3 des Einführungsgesetzes zum
Strafgesetzbuch in der Fassung des Artikels 1 [d. 2. VerjG] gilt nicht für Taten, deren Verfolgung bei Inkrafttreten
dieses Gesetzes [2. VerjG; 30.9.1993] bereits verjährt ist."

- Abs. 2 geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur weiteren Verlängerung strafrechtlicher Verjährungsfristen ... (3.
Verjährungsgesetz) vom 22.12.1997 (BGBl. I, S. 3223); s.a.: "Artikel 2 [3. VerjG]. Anwendungsbereich. Artikel 315a
Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch in der Fassung des Artikels 1 [d. 3. VerjG] gilt nicht für Taten,
deren Verfolgung bei Inkrafttreten dieses Gesetzes [3. VerjG; 31.12.1997] bereits verjährt ist."

Zu völkerrechtlichen Ausprägungen des Gesetzlichkeitsprinzips siehe unten S. 32 ff.
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Themenkreis "Recht und Moral, Recht - Gerechtigkeit - Unrecht"

1) Hans Kelsen, Reine Rechtslehre, 2. Aufl. 1990: I. Recht und Natur, 6. Die Rechtsordnung, c) Das Recht als normative
Zwangsordnung. Rechtsgemeinschaft und "Räuberbande", S. 50 f:

»Daß Gerechtigkeit kein das Recht von anderen Zwangs-
ordnungen unterscheidendes Merkmal sein kann, ergibt
sich aus dem relativen Charakter des Werturteils, demzu-
folge eine Gesellschaftsordnung gerecht ist. Da Augustinus
[in Civitas Dei, IV.4] als gerecht nur eine Ordnung gelten
läßt, wenn sie dem wahren Gott - das ist für ihn der
jüdisch-christliche Gott, nicht aber den Göttern der Römer
- gewährt, was ihm und nur ihm gebührt, nämlich die
entsprechende Verehrung, die im Kultus zum Ausdruck
kommt, kann die Ordnung, die nicht dieser Forderung
entspricht, kein Recht und die von ihr konstituierte
Gemeinschaft kein Staat, sondern nur eine Räuberbande
sein. Damit ist dem römischen Recht der Rechtscharakter
abgesprochen. Wird die Gerechtigkeit als Kriterium der als
Recht zu bezeichnenden normativen Ordnung ange-
nommen, dann sind die kapitalistischen Zwangsordnungen
der westlichen Welt, vom Standpunkt des kommunistischen
Gerechtigkeitsideals, und die kommunistische

Zwangsordnung der Sowjetunion, vom Standpunkt des
kapitalistischen Gerechtigkeitsideals, kein Recht. Ein zu
solcher Konsequenz führender Begriff des Rechts kann von
einer positivistischen Rechtswissenschaft nicht akzeptiert
werden. Eine Rechtsordnung mag vom Standpunkt einer
bestimmten Gerechtigkeitsnorm aus als ungerecht beurteilt
werden. Aber die Tatsache, daß der Inhalt einer
Zwangsordnung als ungerecht beurteilt werden kann, ist
jedenfalls kein Grund, diese Zwangsordnung nicht als
Rechtsordnung gelten zu lassen. Nach dem Sieg der fran-
zösischen Revolution Ende des 18. Jahrhunderts sowie
nach dem Sieg der russischen Revolution Anfang des 20.
Jahrhunderts bestand in den anderen Staaten die deutliche
Neigung, die durch die Revolution errichtete Zwangsord-
nung nicht als Rechtsordnung ... zu deuten. ... Sobald
jedoch die revolutionär errichteten Zwangsordnungen sich
als dauernd wirksam erwiesen, wurden sie als Rechtsord-
nung ... anerkannt.«

2) Gustav Radbruch, Rechtsphilosophie, 3. Aufl. 1932, § 10, S. 81 ff

»Das Recht gilt nicht, weil es sich wirklich durchzusetzen
vermag, sondern es gilt, wenn es sich wirksam durchzu-
setzen vermag, weil es nur dann Rechtssicherheit zu ge-
währen vermag. Die Geltung des positiven Rechts wird
also gegründet auf die Sicherheit, die ihm allein zukommt,
oder wenn wir den nüchternen Ausdruck "Rechtssicher-
heit" durch gewichtigere Wertformeln umschreiben wollen,
auf den Frieden, den es zwischen streitenden
Rechtsanschauungen stiftet, auf die Ordnung, die dem
Kampfe aller gegen alle ein Ende setzt. ... Die Gerechtig-
keit ist die zweite große Aufgabe des Rechts, die nächste
aber Rechtssicherheit, Friede, Ordnung. ...

Aber das darf nicht das letzte Wort der Rechtsphiloso-
phie über die Geltungsfrage bleiben. Dargetan ist nur, daß
auch Rechtsicherheit ein Wert ist und daß die durch das
positive Recht gewährte Rechtssicherheit auch die Geltung
ungerechten und unzweckmäßigen Rechts rechtfertigen
kann. Nicht dargetan ist der unbedingte Vorrang der durch
das positive Recht erfüllten Forderung der Rechtssicherheit
vor den von ihm vielleicht unerfüllt gelassenen For-
derungen der Gerechtigkeit und der Zweckmäßigkeit. Die
drei Seiten der Rechtsidee sind gleichwertig, und in Fällen
eines Widerstreits gibt es zwischen ihnen keine Entschei-
dung als die des Einzelgewissens. Die restlose Geltung
alles positiven Rechts ist also jedem Einzelnen gegenüber
nicht zu erweisen. Es wäre auch ein Wunder, wenn ein
Wirkliches durch und durch Wert und Geltung hätte.

Das Einzelgewissen wird und darf meistens einen Ver-
stoß gegen das positive Recht als bedenklicher einschätzen
als das Opfer der eigenen Rechtsüberzeugung, aber es kann
"Schandgesetze" geben, denen das Gewissen den
Gehorsam verweigert. ...

Freilich: "Jedem Juristen soll jede vorhandene gesetzli-
che Verfassung und, wenn diese höheren Orts abgeändert
wird, die nun folgende immer die beste sein" (Kant). Der

Richter, der Auslegung und dem Dienste der positiven
Rechtsordnung untertan, hat keine andere als die juristische
Geltungslehre zu kennen, die den Geltungssinn, den
Geltungsanspruch des Gesetzes der wirklichen Geltung
gleich achtet. Für den Richter ist es Berufspflicht, den
Geltungswillen des Gesetzes zur Geltung zu bringen, das
eigene Rechtsgefühl dem autoritativen Rechtsbefehl zu
opfern, nur zu fragen, was Rechtens ist, und niemals, ob es
auch gerecht sei. Man möchte freilich fragen, ob diese
Richterpflicht selbst, dieses sacrificium intellectus, diese
Blankohingabe der eigenen Persönlichkeit an eine Rechts-
ordnung, deren künftige Wandlungen man nicht einmal
ahnen kann, sittlich möglich sei. Aber wie ungerecht immer
das Recht seinem Inhalt sich gestalten möge - es hat sich
gezeigt, daß es einen Zweck stets, schon durch sein dasein,
erfüllt, den der Rechtssicherheit. Der Richter, indem er sich
dem Gesetze ohne Rücksicht auf seine Gerechtigkeit
dienstbar macht, wird also trotzdem nicht bloß zufälligen
Zwecken der Willkür dienstbar. Auch wenn er, weil das
Gesetz es so will, aufhört, Diener der Gerechtigkeit zu sein,
bleibt er noch immer Diener der Rechtssicherheit. Wir
verachten den Pfarrer, der gegen seine Überzeugung
predigt, aber wir verehren den Richter, der sich durch sein
widerstrebendes Rechtsgefühl in seiner Gesetzestreue nicht
beirren läßt; denn das Dogma hat nur als Ausdruck des
Glaubens, das Gesetz aber nicht nur als Niederschlag der
Gerechtigkeit seinen Wert, sondern auch als Bürgschaft der
Rechtsicherheit, und vornehmlich als solches ist es in die
Hand des Richters gegeben. Ein gerechter Mann gilt mehr
als ein nur rechtlicher, nur gesetzestreuer Mann, von
"rechtlichen" Richtern aber pflegen wir nicht zu reden,
sondern nur von "gerechten Richtern", denn ein rechtlicher
Richter ist eben dadurch und nur dadurch auch schon ein
gerechter Richter.
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Aber dem Richter, der im Gewissen gebunden ist, alles
gesetzte Recht als geltend zu betrachten, kann ein Ange-
klagter gegenüberstehen, den sein Gewissen bindet, unge-
rechtes oder unzweckmäßiges Recht als ungültig zu be-
trachten, obgleich es gesetzt ist. Das Recht kann ihm ge-
genüber seine Macht bewähren, aber seine Geltung niemals
beweisen. Dieser Fall des "Überzeugungsverbrechers"
erweist sich gerade dadurch, daß es für ihn keine Lösung
gibt, als ein wahrhaft tragischer Fall. Pflicht forderte vom
Täter Verbrechen, Pflicht fordert vom Richter

die Bestrafung und vielleicht fordert sogar Pflicht, die für
das aus Pflicht begangene Verbrechen verwirkte Bestra-
fung auf sich zu nehmen - um der Unverbrüchlichkeit der
Rechtsordnung willen. So hat Sokrates gedacht und ge-
handelt, als er es verschmähte, sich der Vollstreckung des
Fehlurteils durch die Flucht zu entziehen. "Meinst du, daß
ein Staat bestehen kann und nicht vielmehr vernichtet wird,
in dem Urteile, die gefällt werden, keine Kraft haben,
sondern durch einzelne Menschen ungültig gemacht und
vereitelt werden?"«

3) Gustav Radbruch, Gesetzliches Unrecht und übergesetzliches Recht, SJZ 1946, 105 (107)

»III. Der Positivismus hat in der Tat mit seiner Überzeu-
gung "Gesetz ist Gesetz" den deutschen Juristenstand
wehrlos gemacht gegen Gesetze willkürlichen und ver-
brecherischen Inhalts. Dabei ist der Positivismus gar nicht
in der Lage, aus eigener Kraft die Geltung von Gesetzen zu
begründen. Er glaubt, die Geltung eines Gesetzes schon
damit erwiesen zu haben, daß es die Macht besessen hat,
sich durchzusetzen. Aber auf Macht läßt sich vielleicht ein
Müssen, aber niemals ein Sollen und Gelten gründen.
Dieses läßt sich vielmehr nur gründen auf einen Wert, der
dem Gesetz innewohnt. Freilich: einen Wert führt schon
jedes positives Gesetz ohne Rücksicht auf seinen Inhalt mit
sich: es ist immer noch besser als kein Gesetz, weil es zum
mindesten Rechtssicherheit schafft. Aber Rechtssicherheit
ist nicht der einzige und nicht der entscheidende Wert, den
das recht zu verwirklichen hat. Neben die Rechtssicherheit
treten vielmehr zwei andere Werte: Zweckmäßigkeit und
Gerechtigkeit. In der Rangordnung dieser Werte haben wir
die Zweckmäßigkeit des Rechts für das Gemeinwohl an die
letzte Stelle zu setzen. Keineswegs ist Recht alles das, "was
dem Volke nützt", sondern dem Volke nützt letzten Endes
nur, was Recht ist, was Rechtssicherheit schafft und
Gerechtigkeit erstrebt. Die Rechtssicherheit, die jedem
positiven Gesetz schon wegen seiner Positivität eignet,
nimmt eine merkwürdige Mittelstellung zwischen
Zweckmäßigkeit und Gerechtigkeit ein: sie ist einerseits
vom Gemeinwohl gefordert, andererseits aber auch von der
Gerechtigkeit. Daß das Recht sicher sei, daß es nicht heute
und hier so, morgen und dort anders ausgelegt und
angewandt werde, ist zugleich eine Forderung der
Gerechtigkeit. Wo ein Widerstreit zwischen
Rechtssicherheit und Gerechtigkeit, zwischen einem in-
haltlich anfechtbaren, aber positiven Gesetz und zwischen
einem gerechten, aber nicht in Gesetzesform gegossenen
Recht entsteht, liegt in Wahrheit ein Konflikt der Gerech-
tigkeit mit sich selbst, ein Konflikt zwischen scheinbarer
und wirklicher Gerechtigkeit vor. Diesen Konflikt bringt
großartig das Evangelium zum Ausdruck, indem es einer-
seits befiehlt: "Seid untertan der Obrigkeit, die Gewalt über
euch hat", und doch andererseits gebietet, "Gott mehr zu
gehorchen als den Menschen".

Der Konflikt zwischen der Gerechtigkeit und Rechts-
sicherheit dürfte dahin zu lösen sein, daß das positive,
durch Satzung und Macht gesicherte Recht auch dann den
Vorrang hat, wenn es inhaltlich ungerecht und unzweck-
mäßig ist, es sei denn, daß der Widerspruch des positiven
Gesetzes zur Gerechtigkeit ein so unerträgliches Maß

erreicht, daß das Gesetz als "unrichtiges Recht" der Ge-
rechtigkeit zu weichen hat. Es ist unmöglich, eine schärfere
Linie zu ziehen zwischen den Fällen des gesetzlichen
Unrechts und den trotz unrichtigen Inhalts dennoch gel-
tenden Gesetzen; eine andere Grenzziehung aber kann mit
aller Schärfe vorgenommen werden: wo Gerechtigkeit nicht
einmal erstrebt wird, wo die Gleichheit, die den Kern der
Gerechtigkeit ausmacht, bei der Setzung positiven Rechts
bewußt verleugnet wurde, da ist das Gesetz nicht etwa nur
"unrichtiges Recht", vielmehr entbehrt es überhaupt der
Rechtsnatur. Denn man kann Recht, auch positives Recht,
gar nicht anders definieren denn als eine Ordnung und
Satzung, die ihrem Sinn nach bestimmt ist, der
Gerechtigkeit zu dienen. An diesem Maßstab gemessen
sind ganze Partien nationalsozialistischen Rechts niemals
zur Würde geltenden Rechts gelangt.

... Damit war von vornherein ausgesprochen, daß na-
tionalsozialistisches "Recht" sich der wesensbestimmten
Anforderung der Gerechtigkeit, der gleichen Behandlung
des Gleichen, zu entziehen gewillt war. Infolgedessen
entbehrt es insoweit überhaupt der Rechtsnatur, ist nicht
etwa unrichtiges Recht, sondern überhaupt kein Recht. Das
gilt insbesondere von den Bestimmungen, durch welche die
nationalsozialistische Partei entgegen dem Teilcharakter
jeder Partei die Totalität des Staates für sich beanspruchte.
Der Rechtscharakter fehlt weiter allen jenen Gesetzen, die
Menschen als Untermenschen behandelten und ihnen die
Menschenrechte versagten. Ohne Rechtscharakter sind
auch alle jene Strafdrohungen, die ohne Rücksicht auf die
unterschiedliche Schwere der Verbrechen, nur geleitet von
momentanen Abschreckungsbedürfnissen, Straftaten
verschiedenster Schwere mit der gleichen Strafe, häufig mit
der Todesstrafe, bedrohten. Alles das sind nur Beispiele
gesetzlichen Unrechts.

Es darf nicht verkannt werden - gerade nach den Er-
lebnissen jener zwölf Jahre -, welche furchtbaren Gefahren
für die Rechtssicherheit der Begriff des "gesetzlichen
Unrechts", die Leugnung der Rechtsnatur positiver Gesetze
mit sich bringen kann. Wir müssen hoffen, daß ein solches
Unrecht eine einmalige Verirrung und Verwirrung des
deutschen Volkes bleiben werde, aber für alle möglichen
Fälle haben wir uns durch die grundsätzliche Überwindung
des Positivismus, der jegliche Abwehrfähigkeit gegen den
Mißbrauch nationalsozialistischer Gesetzgebung
entkräftete, gegen die Wiederkehr eines solchen Unrechts-
staates zu wappnen. ...«
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4) BVerfG, Beschl. v. 14.2.1968, 2 BvR 557/62 - NS-Staatsangehörigkeitsrecht = BVerfGE 23, 98 (106)

B.III.1.b) ... Recht und Gerechtigkeit stehen nicht zur
Disposition des Gesetzgebers. Die Vorstellung, daß ein
"Verfassungsgeber alles nach seinem Willen ordnen kann,
würde einen Rückfall in die Geisteshaltung eines wer-
tungsfreien Gesetzespositivismus bedeuten, wie sie in der
juristischen Wissenschaft und Praxis seit längerem über-
wunden ist. Gerade die Zeit des nationalsozialistischen
Regimes in Deutschland hat gelehrt, daß auch der Gesetz-
geber Unrecht setzen kann" (BVerfGE 3, 225 [232]1)).
Daher hat das Bundesverfassungsgericht die Möglichkeit
bejaht, nationalsozialistischen "Rechts-"Vorschriften die
Geltung als Recht abzuerkennen, weil sie fundamentalen
Prinzipien der Gerechtigkeit so evident widersprechen, daß
der Richter, der sie anwenden oder ihre Rechtsfolgen
anerkennen wollte, Unrecht statt Recht sprechen würde
(BVerfGE 3, 58 [119]; 6, 132 [198]2)).
c) Die 11. Verordnung [zum Reichsbürgergesetz vom
25.11.1941 (RGBl. I S. 772), durch die im Ausland leben-
den Juden die deutsche Staatsangehörigkeit entzogen und
ihr Vermögen eingezogen wurde] verstieß gegen diese
fundamentalen Prinzipien. In ihr hat der Widerspruch zur
Gerechtigkeit ein so unerträgliches Maß erreicht, daß sie
von Anfang an als nichtig erachtet werden muß (...). Sie ist
auch nicht dadurch wirksam geworden, daß sie über einige
Jahre hin praktiziert worden ist oder daß sich einige der
von der "Ausbürgerung" Betroffenen seinerzeit mit den
nationalsozialistischen Maßnahmen im Einzelfall
abgefunden oder gar einverstanden erklärt haben. Denn
einmal gesetztes Unrecht, das offenbar gegen konstituie-
rende Grundsätze des Rechts [hier das Willkürverbot, vgl.
Art. 3 Abs. 1 u. 3 GG] verstößt, wird nicht dadurch zu
Recht, daß es angewendet und befolgt wird.

Anm. 1: Dort heißt es weiter: »... daß also, soll die
praktische Rechtsübung solchen geschichtlich denkbaren
Entwicklungen nicht ungewappnet gegenüberstehen, in
äußersten Fällen die Möglichkeit gegeben sein muß, den
Grundsatz der materialen Gerechtigkeit höher zu werten als
den der Rechtssicherheit, wie er in der Geltung des
positiven Gesetzes für die Regel der Fälle zum Ausdruck
kommt. ... [das BVerfG sieht] keinen Anlaß, im einzelnen
zu entwickeln, wann solche extremen Fälle gegeben sein
können. Ihr Ausnahmecharakter steht außer Zweifel und
kommt zum Beispiel in der vorsichtigen Formulierung zum
Ausdruck, die Radbruch in seinem Aufsatz "Gesetzliches
Unrecht und übergesetzliches Recht" wählt ... [es folgt der
Abdruck der sog. Radbruchschen Formel]« (BVerfGE 3,
225 [232 f])

Anm. 2: Dort heißt es: [Das BVerfG] »... hat auch nicht
übersehen, daß unter der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft Gesetze mit einem solchen Maße an
Ungerechtigkeit und Gemeinschädlichkeit erlassen worden
sind, daß ihnen jede Geltung als Recht abgesprochen
werden muß (vgl. Radbruch ...). Trotzdem können nicht
alle Gesetze, die von der nationalsozialistischen Regierung
erlassen worden sind, ohne Prüfung ihres Inhalts und der
Frage, ob sie von den Betroffenen noch als geltendes Recht
angesehen werden, als rechtsunwirksam behandelt werden.
Eine solche Annahme würde übersehen, daß auch eine
ungerechte und von geläuterter Auffassung aus
abzulehnende Gesetzgebung durch das ihr innewohnende
Ordnungselement Geltung gewinnen kann; sie schafft
wenigstens Rechtssicherheit und ist deshalb, wenn sie sich
innerhalb gewisser äußerster Grenzen hält, einem völligen
Rechtschaos ... gegenüber das geringere Übel. ... [insofern
ist solch illegitimes Recht] kraft "soziologischer Gel-
tungskraft" zu beachten ...« (BVerfGE 6, 132 [198 f])
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Die Prinzipien der Nürnberger Kriegsverbrecherprozesse

1) Erklärung über Grausamkeiten auf der Drei-Mächte-Konferenz in Moskau, 30. Oktober 1943

Das Vereinigte Königreich, die Vereinigten Staaten und die Sowjetunion haben von vielen Seiten Beweismaterial über
Grausamkeiten, Massaker und kaltblütige Massenexekutionen erhalten, die von den Hitlerstreitkräften in vielen der Länder
begangen worden sind, die sie überwältigt haben und aus denen sie jetzt stetig weitervertrieben werden. Die Brutalitäten
der Naziherrschaft sind nichts Neues, und alle Völker oder Länder in ihrer Gewalt haben unter der schlimmsten Form der
Terrorregierung gelitten. Neu ist aber, daß viele dieser Länder jetzt von den vorgehenden Heeren der befreienden Mächte
wiedergewonnen werden, und daß in ihrer Verzweiflung die zurückweichenden Hitleriten und Hunnen ihre unbarm-
herzigen Grausamkeiten verdoppeln. Das wird jetzt mit besonderer Deutlichkeit durch ungeheuere Verbrechen auf dem
Gebiete der Sowjetunion, das von den Hitleriten befreit wird, und auf französischem und italienischem Gebiete bewiesen.
Im Hinblick hierauf erklären die zuvor genannten drei alliierten Mächte, die im Namen der zweiunddreißig Vereinten
Nationen sprechen, hierdurch feierlich und geben ausdrücklich Kenntnis von ihrer folgenden Erklärung:
Sobald irgendeiner in Deutschland gebildeten Regierung ein Waffenstillstand gewährt werden wird, werden jene deutschen
Offiziere, Soldaten und Mitglieder der Nazipartei, die für die obigen Grausamkeiten, Massaker und Exekutionen
verantwortlich gewesen sind oder an ihnen zustimmend teilgehabt haben, nach den Ländern zurückgeschickt werden, in
denen ihre abscheulichen Taten ausgeführt wurden, um gemäß den Gesetzen dieser befreiten Länder und der freien
Regierungen, welche in ihnen errichtet werden, vor Gericht gestellt und bestraft zu werden. Von allen diesen Ländern
werden Listen mit allen möglichen Einzelheiten aufgestellt werden. Dabei werden besonders die besetzten Gebiete der
Sowjetunion, Polen und die Tschechoslowakei, Jugoslawien und Griechenland, einschließlich Kretas und anderer Inseln,
Norwegen, Dänemark, die Niederlande, Belgien, Luxemburg, Frankreich und Italien berücksichtigt werden.
So werden Deutsche, die an Massenerschießungen von italienischen Offizieren oder an der Exekution von französischen,
holländischen, belgischen oder norwegischen Geiseln oder kretischen Bauern teilnehmen oder die teilgehabt haben an den
Blutbädern unter dem polnischen Volk oder in den Gebieten der Sowjetunion, die jetzt vom Feinde reingefegt sind, damit
rechnen müssen, daß sie an den Schauplatz ihrer Verbrechen zurückgebracht und an Ort und Stelle von den Völkern
abgeurteilt werden, denen sie Gewalt angetan haben. Mögen sich diejenigen, die ihre Hand bisher nicht mit unschuldigem
Blut besudelt haben, davor hüten, sich den Reihen der Schuldigen beizugesellen; denn mit aller Sicherheit werden die drei
alliierten Mächte sie bis an die äußersten Enden der Welt verfolgen und sie ihren Anklägern ausliefern, damit Gerechtig-
keit geschehe.
Die obige Erklärung erfolgt mit Vorbehalt der Rechte gegenüber den deutschen Verbrechern, deren Vergehen keine be-
stimmte örtliche Beschränkung haben; sie werden durch gemeinsames Urteil der Regierungen der Verbündeten bestraft
werden.

Präsident Roosevelt, Marschall Stalin, Premierminister Churchill

2) Errichtung des Internationalen Militärgerichtshofs durch das Londoner Abkommen zwischen der Regierung des
Vereinigten Königreiches von Großbritannien und Nordirland, der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika, der
Provisorischen Regierung der Französischen Republik und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet-Re-
publiken vom 8.8.1945 über die Verfolgung und Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher der Europäischen Achse

In Anbetracht der von den Vereinten Nationen von Zeit zu
Zeit bekanntgegebenen Erklärungen über ihre Absicht,
Kriegsverbrecher zur Rechenschaft zu ziehen;
in Anbetracht ferner der Bestimmungen der Moskauer
Deklaration vom 30. Oktober 1943 betreffend deutsche
Grausamkeiten im besetzten Europa, daß diejenigen deut-
schen Offiziere und Mannschaften, sowie Mitglieder der
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, die für
Grausamkeiten und Verbrechen verantwortlich waren oder
ihre Zustimmung dazu gegeben haben, in die Länder zu-
rückgebracht werden sollen, in denen ihre abscheulichen
Taten begangen worden sind, um nach den Gesetzen dieser
befreiten Länder und der freien Regierungen, die dort ge-
bildet werden, abgeurteilt zu werden;
in Anbetracht weiterhin der Vereinbarung, daß die Mos-
kauer Deklaration nicht die Gruppe der Hauptkriegsver-
brecher betreffen sollte, für deren Verbrechen ein geogra-
phisch bestimmter Tatort nicht gegeben ist und die gemäß
einer gemeinsamen Entscheidung der Regierungen der
Alliierten bestraft werden sollen,

haben nunmehr die Regierung des Vereinigten Königrei-
ches von Großbritannien und Nordirland, die Regierung der
Vereinigten Staaten von Amerika, die provisorische Regie-
rung der Französischen Republik und die Regierung der
Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken (in diesem
Abkommen als »die Signatare« bezeichnet) handelnd im
Interesse aller Vereinten Nationen und durch ihre
rechtmäßig bevollmächtigten Vertreter das folgende Ab-
kommen geschlossen:

Artikel 1. Nach Anhörung des Kontrollrats für Deutsch-
land soll ein Internationaler Militärgerichtshof gebildet
werden zur Aburteilung der Kriegsverbrecher, für deren
Verbrechen ein geographisch bestimmbarer Tatort nicht
vorhanden ist, gleichgültig, ob sie angeklagt sind als Ein-
zelperson oder in ihrer Eigenschaft als Mitglieder von Or-
ganisationen oder Gruppen oder in beiden Eigenschaften.

Artikel 2. Verfassung, Zuständigkeit und Aufgaben dieses
Internationalen Militärgerichtshofes sind in dem angefüg-
ten Statut für den Internationalen Militärgerichtshof fest-
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gelegt, das einen wesentlichen Bestandteil dieses Abkom-
mens bildet.

Artikel 3. Jeder der Signatare soll die notwendigen Schritte
unternehmen, um die Hauptkriegsverbrecher, die sich in
seiner Hand befinden und von dem Internationalen Militär-
gerichtshof abgeurteilt werden sollen, für die Untersuchung
der Anklagepunkte und den Prozeß bereit zu halten. Die
Signatare sollen auch alle Schritte unternehmen, um dieje-
nigen Hauptkriegsverbrecher, die sich nicht in den Gebie-
ten eines der Signatare befinden, für die Untersuchung der
Anklagepunkte und den Prozeß des Internationalen Militär-
gerichtshofes zur Verfügung zu stellen.

Artikel 4. Die in der Moskauer Deklaration festgelegten
Bestimmungen über die Überführung von Kriegsverbre-
chern in die Länder, in denen sie ihre Verbrechen begangen
haben, werden durch dieses Abkommen nicht berührt.

Artikel 5. Die Regierungen der Vereinten Nationen können
diesem Abkommen durch eine der Regierung des Vereinig-
ten Königreiches auf diplomatischem Wege übermittelte
Erklärung beitreten, welche die anderen Signatare und
beigetretenen Regierungen von jedem solchen Beitritt in
Kenntnis setzen wird.

Artikel 6. Unberührt bleiben die Vorschriften über die
Zuständigkeit oder die Gerichtsgewalt der Nationalen- oder
Okkupations-Gerichtshöfe, die zur Aburteilung von Kriegs-
verbrechern in irgendeinem alliierten Gebiet oder in
Deutschland gebildet worden sind oder gebildet werden.

Artikel 7. Dieses Abkommen tritt am Tage seiner Unter-
zeichnung in Kraft und soll für die Dauer eines Jahres in
Kraft bleiben. Es soll weiterhin wirksam bleiben, vorbe-
haltlich des Rechtes jedes Signatars, es mit einer Frist von
einem Monat auf diplomatischem Wege zu kündigen. Eine
solche Kündigung soll auf die in Ausführung dieses Ab-
kommens bereits eingeleiteten Verfahren oder getroffenen
Entscheidungen keinen Einfluß haben.

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten dieses Ab-
kommen unterschrieben. So geschehen zu London am 8.
August 1945 in vierfacher Ausfertigung. Jede Ausfertigung
ist in englischer, französischer und russischer Sprache
abgefaßt und jeder Text hat die gleiche Geltung.

Für die Regierung des Vereinigten Königreiches von Großbritannien und
Nordirland: gez. Jowitt
Für die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika:

gez. Robert H. Jackson
Für die Provisorische Regierung der Französischen Republik:

gez. Robert Falco
Für die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken:

gez. I. T Nikitchenko. A. N. Trainin

3) Gesetz Nr. 10 des Alliierten Kontrollrats über die Bestrafung von Personen, die sich Kriegsverbrechen, Ver-
brechen gegen Frieden oder gegen Menschlichkeit schuldig gemacht haben (ausgefertigt in Berlin, den 20.12.1945)

Einleitung. Um die Bestimmungen der Moskauer Dekla-
ration vom 30. Oktober 1943 und des Londoner Abkom-
mens vom 8. August 1945 sowie des im Anschluß daran
erlassenen Grundgesetzes zur Ausführung zu bringen und
um in Deutschland eine einheitliche Rechtsgrundlage zu
schaffen, welche die Strafverfolgung von Kriegsverbre-
chern und anderen Missetätern dieser Art mit Ausnahme
derer; die von dem Internationalen Militärgerichtshof abge-
urteilt werden - ermöglicht, erläßt der Kontrollrat das fol-
gende Gesetz:

Artikel I. Die Moskauer Deklaration vom 30. Oktober
1943, »betreffend die Verantwortlichkeit der Hitleranhän-
ger für begangene Greueltaten«, und das Londoner Ab-
kommen vom 8. August 1945, »betreffend Verfolgung und
Bestrafung von Hauptkriegsverbrechern der europäischen
Achsenländer«, werden als untrennbare Bestandteile in das
gegenwärtige Gesetz aufgenommen. Die Tatsache, daß eine
der Vereinten Nationen den Bestimmungen des Londoner
Abkommens beitritt, wie dies in seinem Artikel V vor-
gesehen ist, berechtigt diese Nation nicht, an der Ausfüh-
rung des gegenwärtigen Gesetzes in dem Hoheitsgebiet des
Kontrollrates in Deutschland teilzunehmen oder in seinen
Vollzug einzugreifen.

Artikel II. 1. Jeder der folgenden Tatbestände stellt ein
Verbrechen dar:
a) Verbrechen gegen den Frieden. Das Unternehmen des

Einfalls in andere Länder und des Angriffskrieges als

Verletzung des Völkerrechts und internationaler Ver-
träge einschließlich der folgenden, den obigen Tatbe-
stand jedoch nicht erschöpfenden Beispiele: Planung,
Vorbereitung eines Krieges, Beginn oder Führung eines
Angriffskrieges oder eines Krieges unter Verletzung von
internationalen Verträgen, Abkommen oder Zusicherun-
gen, Teilnahme an einem gemeinsamen Plan oder einer
Verschwörung zum Zwecke der Ausführung einer der
vorstehend aufgeführten Verbrechen.

b) Kriegsverbrechen. Gewalttaten oder Vergehen gegen
Leib, Leben oder Eigentum, begangen unter Verletzung
der Kriegsgesetze oder -gebräuche, einschließlich der
folgenden, den obigen Tatbestand jedoch nicht erschöp-
fenden Beispiele: Mord, Mißhandlung der Zivilbevölke-
rung der besetzten Gebiete, ihre Verschleppung zu
Zwangsarbeit oder anderen Zwecken oder die Anwen-
dung der Sklavenarbeit in den besetzten Gebieten selbst,
Mord oder Mißhandlung von Kriegsgefangenen, Perso-
nen auf hoher See; Tötung von Geiseln; Plünderung von
öffentlichem oder privatem Eigentum; vorsätzliche Zer-
störung von Stadt oder Land oder Verwüstungen, die
nicht durch militärische Notwendigkeit gerechtfertigt
sind.

c) Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Gewalttaten und
Vergehen, einschließlich der folgenden, den obigen
Tatbestand jedoch nicht erschöpfenden Beispiele: Mord,
Ausrottung, Versklavung, Zwangsverschleppung, Frei-
heitsberaubung, Folterung, Vergewaltigung oder andere
an der Zivilbevölkerung begangene unmenschliche
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Handlungen; Verfolgung aus politischen, rassischen
oder religiösen Gründen, ohne Rücksicht darauf, ob sie
das nationale Recht des Landes, in welchem die Hand-
lung begangen worden ist, verletzen.

d) Zugehörigkeit zu gewissen Kategorien von Verbre-
chensvereinigungen oder Organisationen, deren ver-
brecherischer Charakter vom Internationalen Militärge-
richtshof festgestellt worden ist.

2. Ohne Rücksicht auf seine Staatsangehörigkeit oder die
Eigenschaft, in der er handelte, wird eines Verbrechens
nach Maßgabe von Ziffer 1 dieses Artikels für schuldig
erachtet, wer
a) als Täter oder
b) als Beihelfer bei der Begehung eines solchen Verbre-

chens mitgewirkt oder es befohlen oder angestiftet oder
c) durch seine Zustimmung daran teilgenommen hat oder
d) mit seiner Planung oder Ausführung in Zusammenhang

gestanden hat oder
e) einer Organisation oder Vereinigung angehört hat, die

mit seiner Ausführung in Zusammenhang stand oder
f) soweit Ziffer 1 a) in Betracht kommt, wer in Deutsch-

land oder in einem mit Deutschland verbündeten, an
seiner Seite kämpfenden oder Deutschland Gefolgschaft
leistenden Lande eine gehobene politische, staatliche
oder militärische Stellung (einschließlich einer Stellung
im Generalstab) oder eine solche im finanziellen, indu-
striellen oder wirtschaftlichen Leben innegehabt hat.

3. Wer eines der vorstehend aufgeführten Verbrechen für
schuldig befunden und deswegen verurteilt worden ist,
kann mit der Strafe belegt werden, die das Gericht als ge-
recht bestimmt. Die folgenden Strafen können - allein oder
nebeneinander - verhängt werden:
a) Todesstrafe,
b) lebenslängliche oder zeitlich begrenzte Freiheitsstrafe

mit oder ohne Zwangsarbeit,
c) Geldstrafe und, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit, Frei-

heitsstrafe mit oder ohne Zwangsarbeit,
d) Vermögenseinziehung,
e) Rückgabe unrechtmäßig erworbenen Vermögens,
f) völlige oder teilweise Aberkennung der bürgerlichen

Ehrenrechte.
Vermögen, dessen Einziehung oder Rückgabe von dem
Gerichtshof angeordnet worden ist, wird dem Kontrollrat
für Deutschland zwecks weiterer Verfügung ausgehändigt.
4.a) Die Tatsache, daß jemand eine amtliche Stellung ein-
genommen hat, sei es die eines Staatsoberhauptes oder
eines verantwortlichen Regierungsbeamten, befreit ihn
nicht von der Verantwortlichkeit für ein Verbrechen und ist
kein Strafmilderungsgrund.
b) Die Tatsache, daß jemand unter dem Befehl seiner Re-
gierung oder seines Vorgesetzten gehandelt hat, befreit ihn
nicht von der Verantwortlichkeit für ein Verbrechen; sie
kann aber als strafmildernd berücksichtigt werden.
5. In einem Strafverfahren oder einer Verhandlung wegen
eines der vorbezeichneten Verbrechen kann sich der An-
geklagte nicht auf Verjährung berufen, soweit die Zeit-
spanne vom 30. Januar 1933 bis zum 1. Juli 1945 in Frage
kommt. Ebensowenig stehen eine vom Naziregime gewähr-
te Immunität, Begnadigung oder Amnestie der Aburteilung
oder Bestrafung im Wege.

Artikel III. 1. Die Besatzungsbehörden sind berechtigt,
innerhalb ihrer Besatzungszonen die folgenden Maßnah-
men zu treffen:
a) Wer der Begehung eines Verbrechens verdächtig ist,
einschließlich derjenigen Personen, die eines Verbrechens
seitens einer der Vereinten Nationen beschuldigt werden,
kann verhaftet werden; das in seinem Eigentum stehende
oder seiner Verfügungsmacht unterliegende bewegliche
und unbewegliche Vermögen soll unter Aufsicht gestellt
werden, bis darüber endgültig verfügt wird.
b) Dem Justizdirektorium sollen die Namen aller Personen,
die eines Verbrechens verdächtigt sind, die Gründe und der
Ort der Inhaftnahme sowie die Namen und Aufenthaltsorte
der Zeugen mitgeteilt werden.
c) Geeignete Maßnahmen sollten getroffen werden, damit
Zeugen und Beweismittel im Bedarfsfalle verfügbar sind.
d) Die Besatzungsbehörden sind berechtigt, die in Haft
genommenen und unter Anklage gestellten Personen zur
Verhandlung vor ein dafür geeignetes Gericht zu bringen,
soweit nicht ihre Auslieferung an eine andere Behörde nach
Maßgabe dieses Gesetzes oder ihre Freilassung erfolgt ist.
Für die Aburteilung von Verbrechen, die deutsche Staats-
bürger oder Staatsangehörige gegen andere deutsche
Staatsbürger oder Staatsangehörige oder gegen Staatenlose
begangen haben, können die Besatzungsbehörden deutsche
Gerichte für zuständig erklären.
2. Die Zonenbefehlshaber bestimmen oder bezeichnen für
ihre Zonen den Gerichtshof, vor dem die eines Verbrechens
unter dem gegenwärtigen Gesetz beschuldigten Personen
abgeurteilt werden sollen, sowie die dabei anzuwendende
Verfahrensordnung.
Die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes sollen
jedoch in keiner Weise die Zuständigkeit oder Autorität
irgendeines von den Zonenbefehlshabern in ihren Zonen
bereits errichteten oder in Zukunft zu errichtenden Ge-
richtshofs beeinträchtigen oder beschränken, das gleiche
gilt hinsichtlich des auf Grund des Londoner Abkommens
vom 8. August 1945 ins Leben gerufenen Internationalen
Militärgerichtshofes.
3. Wer zur Aburteilung vor einem Internationalen Militär-
gerichtshof benötigt wird, kann nur mit Zustimmung des
Ausschusses der Hauptankläger abgeurteilt werden. Auf
Verlangen soll der Zonenbefehlshaber eine solche Person,
die sich innerhalb seiner Zone befindet, diesem Ausschuß
überantworten und ihm Zeugen und Beweismittel zugängig
machen.
4. Ist es bekannt, daß jemand zur Aburteilung in einer an-
deren Zone oder außerhalb Deutschlands benötigt wird, so
kann er nicht abgeurteilt werden, bevor eine Entscheidung
gemäß Artikel IV dieses Gesetzes ergangen ist, es sei denn,
daß von der Tatsache seiner Ergreifung gemäß Ziffer 1 b)
Artikel III Mitteilung gemacht wurde, eine Frist von drei
Monaten seit dieser Mitteilung verstrichen und kein Aus-
lieferungsbegehren nach Maßgabe des Artikels IV bei dem
betreffenden Zonenbefehlshaber eingegangen ist.
5. Die Vollstreckung der Todesstrafe kann aufgeschoben
werden, falls der Zonenbefehlshaber Grund zu der An-
nahme hat, daß die Vernehmung des zum Tode Verurteilten
als Zeuge in einem Verfahren innerhalb oder außerhalb
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seiner Zone von Wert sein könnte, jedoch nicht länger als
einen Monat, nachdem das Urteil Rechtskraft erlangt hat.
6. Jeder Zonenbefehlshaber wird dafür Sorge tragen, daß
die Urteile der zuständigen Gerichte hinsichtlich des nach
diesem Gesetz seiner Kontrolle unterliegenden Vermögens
so ausgeführt werden, wie dies nach seiner Ansicht der
Gerechtigkeit entspricht.

Artikel IV. 1. Wird jemandem, der sich in einer der deut-
schen Zonen befindet, ein Verbrechen, das einen der Tat-
bestände des Artikels II erfüllt und das außerhalb
Deutschlands oder in einer anderen Zone begangen wurde,
zur Last gelegt, so kann die Regierung des betreffenden
Staates oder der Befehlshaber der betreffenden Zone an den
Befehlshaber der Zone, in der sich der Angeschuldigte
befindet, das Ersuchen stellen, ihn zu verhaften und ihn zur
Aburteilung dem Staat oder der Zone auszuliefern, in der
das Verbrechen begangen wurde. Einem solchen Ausliefe-
rungsvertrag kann der Zonenbefehlshaber Folge leisten, es
sei denn, daß nach seiner Meinung der Angeschuldigte zur
Aburteilung oder als Zeuge von einem Internationalen
Militärgerichtshof oder in Deutschland oder in einem ande-
ren als dem antragstellenden Staate benötigt wird oder daß
der Zonenbefehlshaher sich nicht davon überzeugen kann,
daß dem Auslieferungsantrag entsprochen werden sollte. In
diesen Fällen hat er das Recht, den Auslieferungsantrag
dem Justizdirektorium des Kontrollrates vorzulegen. Dieses
Verfahren findet auf Zeugen und alle anderen Arten von
Beweismitteln entsprechende Anwendung.
2. Das Justizdirektorium prüft die ihm vorgelegten Anträge
und fällt nach Maßgabe der folgenden Grundsätze eine
Entscheidung, die es sodann dem Zonenbefehlshaber mit-
teilt.
a) Wer zur Aburteilung oder als Zeuge von einem Inter-
nationalen Militärgerichtshof angefordert ist, wird zur Ab-
urteilung außerhalb Deutschlands nur dann ausgeliefert,
beziehungsweise zur Zeugenaussage außerhalb Deutsch-
lands nur dann angehalten, wenn der gemäß dem Londoner
Abkommen vom 8. August 1945 eingesetzte Ausschuß der
Hauptankläger seine Zustimmung erteilt.
b) Ist ein Angeschuldigter von mehreren Behörden (von
welchen keine ein Internationaler Militärgerichtshof ist) zur
Aburteilung angefordert, so werden die Auslieferungs-
anträge nach Maßgabe der folgenden Rangordnung ent-
schieden:
I. Wird der Angeschuldigte zur Aburteilung in der Zone, in
der er sich befindet, benötigt, so wird er nur dann ausgelie-
fert, wenn Vorkehrungen für seine Rückkehr nach statt-
gefundener auswärtiger Verhandlung getroffen sind.
II. Wird er zur Aburteilung in einer anderen Zone als der
seines Aufenthaltes benötigt, so wird er zuerst nach der
anfordernden Zone ausgeliefert, ehe er außerhalb Deutsch-
lands verschickt wird, es sei denn, daß Vorkehrungen für
seine Rückkehr in die anfordernde Zone nach stattgefun-
dener auswärtiger Verhandlung getroffen sind.
III. Wird er zur Aburteilung außerhalb Deutschlands von
zweien oder mehreren der Vereinten Nationen benötigt, so
hat diejenige den Vorrang, deren Staatsangehörigkeit er
besitzt.

IV. Wird er zur Aburteilung außerhalb Deutschlands von
mehreren Ländern benötigt und befinden sich unter diesen
solche, die nicht den Vereinten Nationen angehören, so hat
das Land, das den Vereinten Nationen angehört, den Vor-
rang.
V. Wird er zur Aburteilung außerhalb Deutschlands von
zweien oder mehreren der Vereinten Nationen angefordert,
so hat, vorbehaltlich der Bestimmung in Ziffer 3 b) des
Abschnittes 2 dieses Artikels IV diejenige den Vorrang,
welche die schwerste durch Beweismaterial gerechtfertigte
Anklage vorbringt.

Artikel V. Die nach Maßgabe des Artikels IV dieses Ge-
setzes zwecks Aburteilung vorzunehmende Auslieferung
von Angeschuldigten soll auf Grund von Anträgen von
Staatsregierungen und Zonenbefehlshabern so erfolgen,
daß die Auslieferung eines Verbrechers in ein Hoheits-
gebiet nicht dazu ausgenutzt werden kann, um in einem
anderen Gebiet den freien Lauf der Gerechtigkeit zu ver-
eiteln oder unnötig zu verzögern.
Wenn innerhalb von sechs Monaten der Ausgelieferte nicht
von dem Gericht der Zone oder des Landes, wohin er aus-
geliefert wurde, verurteilt worden ist, dann soll er auf Ersu-
chen des Befehlshabers der Zone, in der er sich vor seiner
Auslieferung aufgehalten hat, wieder in diese Zone zurück-
gebracht werden.

gez. Joseph T. McNarney, General US-Army
gez. Bernard L. Montgomery, Feldmarschall

gez. Louis Koeltz, Generalleutnant
gez. Gregorij Zhukov, Marschall der Sowjetunion
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Das DDR-Grenzregime

(nach den amtlichen Quellen und Werner Filmer/Heribert Schwan: Opfer der Mauer. Die geheimen Protokolle des Todes; München 1991)

1) Lagebesprechung des Zentralen Stabes vom 20.9.1961 unter Leitung von Erich Honecker

"Gen. Honecker gab einleitend bekannt, daß die Sitzung aufgrund eines Beschlusses des Politbüros des ZK der SED
stattfindet. Das Politbüro hat die z.Zt. noch bestehenden unzulänglichen Pioniermaßnahmen zur Sicherung der Staats-
grenze in Berlin kritisiert. Der Erfolg des am 13.8.1961 geführten Schlages gegen die Militaristen und Revanchisten, darf
nicht durch Nachlässigkeiten im Grenzsicherungssystem beeinträchtigt werden. Alle Durchbruchversuche müssen
unmöglich gemacht werden. ...

Gen. Honecker faßt die bisherigen Ergebnisse der Beratung zusammen und ordnet an: ...

8. Gegen Verräter und Grenzverletzer ist die Schußwaffe anzuwenden. Es sind solche Maßnahmen zu treffen, daß
Verbrecher in der 100 m Sperrzone gestellt werden können. Beobachtungs- und Schußfeld ist in der Sperrzone zu
schaffen.

9. Es sind Maßnahmen einzuleiten, die zur Erhöhung der Wachsamkeit führen und das klassenmäßige Verhalten jedes
Posten erhöhen und festigen. Der Einsatz von Offizierskontrollen ist zu verstärken. Die Verbindung der Offiziere zu
den Soldaten ist zu verbessern. Jedem Angehörigen der bewaffneten Kräfte ist ideologisch überzeugend klarzumachen,
daß er einen Kampfauftrag zur Sicherung des Friedens an der Staatsgrenze zu erfüllen hat.

..."

2) Befehl Nr. 76/61 des Ministers für Nationale Verteidigung Armeegeneral Hoffmann vom 6.10.1961 (Geheime
Verschlußsache)

"Bestimmungen über den Schußwaffengebrauch für das Kommando Grenze der Nationalen Volksarmee
... Zur weiteren Sicherung der Staatsgrenzen der Deutschen Demokratischen Republik befehle ich:
1. Für die Wachen, Posten und Streifen der Grenztruppen der Nationalen Volksarmee gelten ab sofort die Bestimmungen

über Schußwaffengebrauch der DV-10/4 (Standortdienst- und Wachvorschrift) der Nationalen Volksarmee (Anlage 1).
In Erweiterung dieser Bestimmungen sind die Wachen, Posten und Streifen der Grenztruppen der Nationalen Volks-
armee an der Staatsgrenze West und Küste verpflichtet, die Schußwaffe in folgenden Fällen anzuwenden:
- zur Festnahme, Gefangennahme oder zur Vernichtung bewaffneter Personen oder bewaffneter Banditengruppen, die

in das Gebiet der DDR eingedrungen sind bzw. die Grenze nach der Westzone zu durchbrechen versuchen, wenn sie
der Aufforderung zum Ablegen der Waffen nicht befolgen oder sich ihrer Festnahme oder Gefangennahme durch
Bedrohung mit der Waffe oder Anwendung der Waffe zu entziehen versuchen; ...

- zur Festnahme von Personen, die sich Anordnungen der Grenzposten nicht fügen, indem sie auf Anruf "Halt -
stehenbleiben - Grenzposten" oder nach Abgabe eines Warnschusses nicht stehenbleiben, sondern offensichtlich
versuchen, die Staatsgrenze der Deutschen Demokratischen Republik zu verletzen und keine andere Möglichkeit zur
Festnahme besteht;

- zur Festnahme von Personen, die mittels Fahrzeugen aller Art die Staatsgrenzen offensichtlich zu verletzen
versuchen, nachdem sie vorschriftsmäßig gegebene Stoppzeichen der Grenzposten unbeachtet ließen oder auf einen
Warnschuß nicht reagierten bzw. nachdem sie Straßensperren durchbrochen, beiseite geräumt oder umfahren haben
und andere Möglichkeiten zur Festnahme der betreffenden Personen nicht mehr gegeben sind.

2. Die Anwendung der Schußwaffe gegen Grenzverletzer darf nur in Richtung Staatsgebiet der DDR oder parallel zur
Staatsgrenze erfolgen.

3. Von der Schußwaffe darf nicht Gebrauch gemacht werden ...
- gegenüber Kindern. ...

Anlage 1: Schußwaffengebrauch
1. Die Wachen, Posten und Streifen der Nationalen Volksarmee können in Ausübung ihres Dienstes von der Waffe
Gebrauch machen:
a) um einen Angriff abzuwehren oder den Widerstand zu brechen, wenn sie in Erfüllung ihrer Aufgaben angegriffen

werden;
b) wenn Verbrecher, insbesondere Spione, Saboteure, Agenten, Provokateure, der Festnahme bewaffneten Widerstand

entgegensetzen oder flüchten.
2. Die Waffe darf insoweit gebraucht werden, wie es für die zu erreichenden Zwecke erforderlich ist.
3. Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee sind jederzeit zum Waffengebrauch berechtigt, wenn sie in Ausübung
ihres Dienstes zum Schutz der Deutschen Demokratischen Republik eingesetzt sind."
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3) Dienstanweisung DV 30/10 "Organisation und Führung der Grenzsicherung und der Grenzkompanie" vom
16.12.1966

203. "Von der Schußwaffe darf nur Gebrauch gemacht werden,
d) ... wenn andere Mittel nicht ... ausreichen, um ... Verbrecher ..., die flüchten, unschädlich zu machen."

204. Die Grenzposten haben die Waffe anzuwenden, "... zur vorläufigen Festnahme von Personen, die sich den An-
ordnungen der Grenzposten nicht fügen, indem sie auf den Anruf 'Halt - Grenzposten - Hände hoch!' oder nach
Abgabe eines Warnschusses nicht stehen bleiben, sondern offensichtlich versuchen, die Staatsgrenze der Deutschen
Demokratischen Republik zu durchbrechen, und keine andere Möglichkeit zur vorläufigen Festnahme besteht ..."

206. "(1) Der Gebrauch der Schußwaffe ist die äußerste Maßnahme der Gewaltanwendung gegenüber Personen. Er ist nur
dann zulässig, wenn alle anderen Maßnahmen erfolglos blieben oder dann, wenn es aufgrund der Lage nicht möglich
ist, andere Maßnahmen zu treffen."

208. "Die Schußwaffe darf nur in Richtung des Territoriums der DDR oder parallel zur Staatsgrenze gegen Grenzverletzer
angewendet werden".

4) Protokoll der 45. Sitzung des Nationalen Verteidigungsrates der DDR am 3.5.1974 unter der Leitung von Erich
Honecker

"In der Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt legte Genosse Erich Honecker folgende Gesichtspunkte dar: ...
- es muß angestrebt werden, daß Grenzdurchbrüche überhaupt nicht zugelassen werden, ...
- überall muß ein einwandfreies Schußfeld gewährleistet werden, ...
- nach wie vor muß bei Grenzdurchbruchsversuchen von der Schußwaffe rücksichtslos Gebrauch gemacht werden, und

es sind die Genossen, die die Schußwaffe erfolgreich angewandt haben, zu belobigen ...
Abschließend unterstrich Genosse Erich Honecker, ... Die bestehenden Bestimmungen zur Gewährleistung der Unantast-
barkeit der Staatsgrenze der DDR und die Schußwaffengebrauchsbestimmungen sind nach wie vor voll durchzusetzen."

5) Die sog. Vergatterungsformel, die beim Aufzug der Grenztruppen ausgegeben wurde, lautete bis 1987: "Grenzver-
letzer sind aufzuspüren, festzunehmen oder zu vernichten." Dann wurde sie abgeändert in: "Grenzverletzer sind auf-
zuspüren, festzunehmen oder ihr Grenzdurchbruch ist durch Schußwaffengebrauch zu verhindern."

6) Skizze der Grenzsicherungsanlagen an der innerdeutschen Grenze
(aus: Rolf Lasius/Hubert Recker, Geschichte, Bd. 3, Weinheim, 55. Aufl. 1972; S. 246)

7) Die Grenzsicherungsanlagen der Berliner Mauer
(aus: Rainer Hildebrandt, Die Mauer spricht, Berlin, 6. Aufl. 1990)
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Die strafrechtliche Verfolgung von SED-Unrecht - Gesetzestexte

I. Rechtsvorschriften der DDR

1) Auszug aus dem Strafgesetzbuch der DDR vom 12.1.
1968 i.d.F. v. 14.12.1988 (GBl. I 1989, S. 33)

"ALLGEMEINER TEIL
1. Kapitel: Grundsätze des sozialistischen Strafrechts

der Deutschen Demokratischen Republik

Art. 1. Schutz und Sicherung der sozialistischen Staatsord-
nung und der sozialistischen Gesellschaft. Gemeinsames Inter-
esse der sozialistischen Gesellschaft, ihres Staates und aller Bür-
ger ist es, den zuverlässigen Schutz der Souveränität der Deut-
schen Demokratischen Republik und der sozialistischen Errungen-
schaften, des friedlichen Lebens und der schöpferischen Arbeit
der Menschen, der freien Entwicklung und der Rechte jedes Bür-
gers zu gewährleisten. Der Kampf gegen alle Erscheinungen der
Kriminalität, besonders gegen die verbrecherischen Anschläge auf
den Frieden, auf die Souveränität der Deutschen Demokratischen
Republik und auf den Arbeiter- und Bauern-Staat, ist gemeinsame
Sache der sozialistischen Gesellschaft, ihres Staates und aller
Bürger. Der sozialistische Staat schützt seine staatlichen, wirt-
schaftlichen und militärischen Geheimnisse allseitig gegenüber
jedermann.

Art. 2. Grundlagen und Zweck der strafrechtlichen Verant-
wortlichkeit. (1) Die sozialistische Gesellschaftsordnung gewähr-
leistet, daß in ihr jeder Bürger sein Leben in voller Wahrung
seiner Würde, seiner Freiheit und seiner Menschenrechte in Über-
einstimmung mit den Rechten und Interessen der sozialistischen
Gesellschaft, des Staates und seiner Bürger gestalten kann. Wer
dennoch eine Straftat begeht, hat dafür vor der Gesellschaft ein-
zustehen. Die gerechte Anwendung des Strafrechts erfordert, daß
jede Straftat aufgedeckt und der Schuldige zur Verantwortung
gezogen wird. Zweck der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ist
es, die sozialistische Staats- und Gesellschaftsordnung, die Bürger
und ihre Rechte vor kriminellen Handlungen zu schützen, Strafta-
ten vorzubeugen und den Gesetzesverletzer wirksam zu soziali-
stischer Staatsdisziplin und zu verantwortungsbewußtem Verhal-
ten im gesellschaftlichen und persönlichen Leben zu erziehen.
(2) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wird verwirklicht durch
nachdrückliche staatliche und gesellschaftliche Einwirkung auf
den Gesetzesverletzer sowie durch seine Bewährung und Wieder-
gutmachung.
(3) Die Freiheitsstrafe ist die strengste Maßnahme der strafrecht-
lichen Verantwortlichkeit, die den wirksamen Schutz der soziali-
stischen Staats- und Gesellschaftsordnung und der Rechte der
Bürger sowie die nachdrückliche Erziehung von Straftätern ge-
währleistet, die sich schwerwiegender Straftaten schuldig machen
oder sich hartnäckig der erzieherischen Einwirkung des Staates
und der Gesellschaft verschließen.
(4) Gegen Täter, die sich wegen weniger schwerwiegender
Handlungen verantworten müssen, werden Maßnahmen der ge-
sellschaftlichen Organe der Rechtspflege und Strafen ohne Frei-
heitsentzug angewandt.

Art. 4. Schutz der Würde und der Rechte des Menschen. (1)
Die Würde des Menschen, seine Freiheit und seine Rechte stehen
unter dem Schutz der Strafgesetze des sozialistischen Staates. Die
Achtung der Menschenwürde, von der sich die sozialistische
Gesellschaft auch gegenüber dem Gesetzesverletzer leiten läßt, ist
für die Tätigkeit der staatlichen und gesellschaftlichen Strafrechts-
pflege und für den Strafvollzug unverbrüchliches Gebot.

(2) Eine Person darf nur in strikter Übereinstimmung mit den
Gesetzen strafrechtlich verfolgt und zur Verantwortung gezogen
werden. Eine Handlung zieht strafrechtliche Verantwortlichkeit
nur nach sich, wenn dies zur Zeit ihrer Begehung durch Gesetz
vorgesehen ist, der Täter schuldhaft gehandelt hat und die Schuld
zweifelsfrei nachgewiesen ist. Die Rückwirkung und die analoge
Anwendung von Strafgesetzen zuungunsten des Betroffenen ist
unzulässig.
(3) Die Rechte der Persönlichkeit, das Post- und Fernmeldege-
heimnis und die Unverletzlichkeit der Wohnung sind gewähr-
leistet. Sie dürfen nur soweit eingeschränkt werden, als dies ge-
setzlich zulässig und unumgänglich ist. Festnahmen und Verhaf-
tungen erfolgen nur auf Grundlage des Gesetzes.
(4) Folter oder andere grausame, unmenschliche oder erniedri-
gende Behandlung oder Bestrafung sind verboten und unter Strafe
gestellt.
(5) Niemand darf als einer Straftat schuldig behandelt werden,
bevor nicht in einem gesetzlich durchgeführten Verfahren von
einem Gericht oder gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege
seine Schuld zweifelsfrei nachgewiesen und rechtskräftig festge-
stellt worden ist.
(6) Das Recht auf Verteidigung ist gewährleistet.
(7) Strafen im Sinne dieses Gesetzes werden ausschließlich durch
Gerichte ausgesprochen. Niemand darf seinem gesetzlichen Rich-
ter entzogen werden; Ausnahmegerichte sind verboten.

Art. 7. Garantien der Gerechtigkeit und der Gesetzlichkeit in
der Strafrechtsprechung. Die sozialistische Gerechtigkeit und
Gesetzlichkeit in der Strafrechtsprechung werden garantiert durch
- die demokratische Wahl und die Unabhängigkeit der Richter,

die in ihrer Rechtsprechung nur der Verfassung und dem Ge-
setz unterworfen und der Volksvertretung für die Erfüllung der
mit ihrer Wahl übernommenen Verpflichtungen berichtspflich-
tig sind;

- die Leitung der Rechtsprechung allein durch das gewählte
übergeordnete Gericht;

- die demokratische Mitwirkung der Bürger in der Rechtspre-
chung;

- die demokratische Kontrolle der Rechtsprechung durch die
Öffentlichkeit und durch die Volksvertretungen, die für die
gesamte Republik von der Volkskammer und dem Staatsrat der
Deutschen Demokratischen Republik ausgeübt wird.

2. Kapitel: Voraussetzungen der strafrechtlichen Ver-
antwortlichkeit

1. Abschnitt: Straftaten und Verfehlungen

§ 1. (1) Straftaten sind schuldhaft begangene gesellschafts-
widrige oder gesellschaftsgefährliche Handlungen (Tun oder
Unterlassen), die nach dem Gesetz als Vergehen oder Ver-
brechen strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen.
(2) Vergehen sind vorsätzlich oder fahrlässig begangene
gesellschaftswidrige Straftaten, welche die Rechte und Inter-
essen der Bürger, das sozialistische Eigentum, die gesell-
schaftliche und staatliche Ordnung oder andere Rechte und
Interessen der Gesellschaft schädigen. Sie ziehen strafrecht-
liche Verantwortlichkeit vor einem gesellschaftlichen Organ
der Rechtspflege oder Strafen ohne Freiheitsentzug oder,
soweit gesetzlich vorgesehen, bei schweren Vergehen Frei-
heitsstrafe bis zu zwei Jahren nach sich. Die Strafe für be-
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sonders schwere fahrlässige Vergehen ist, soweit gesetzlich
vorgesehen, Freiheitsstrafe bis zu acht Jahren.
(3) Verbrechen sind gesellschaftsgefährliche Angriffe gegen
die Souveränität der Deutschen Demokratischen Republik,
den Frieden, die Menschlichkeit und die Menschenrechte,
Kriegsverbrechen, Straftaten gegen die Deutsche Demokrati-
sche Republik sowie vorsätzlich begangene Straftaten gegen
das Leben. Verbrechen sind auch andere vorsätzlich
begangene gesellschaftsgefährliche Straftaten gegen die
Rechte und Interessen der Bürger, das sozialistische Eigen-
tum oder andere Rechte und Interessen der Gesellschaft, die
eine schwerwiegende Mißachtung der sozialistischen Gesetz-
lichkeit darstellen und für die deshalb eine Freiheitsstrafe von
mindestens zwei Jahren angedroht ist oder für die innerhalb
des vorgesehenen Strafrahmens im Einzelfall eine Freiheits-
strafe von über zwei Jahren ausgesprochen wird.

2. Abschnitt: Schuld

§ 5. Grundsätze. (1) Eine Tat ist schuldhaft begangen, wenn
der Täter trotz der ihm gegebenen Möglichkeiten zu gesell-
schaftsgemäßem Verhalten durch verantwortungsloses Han-
deln den gesetzlichen Tatbestand eines Vergehens oder Ver-
brechens verwirklicht.
(2) Bei der Feststellung der Art und Schwere der Schuld sind
alle objektiven und subjektiven Umstände sowie die Ursa-
chen und Bedingungen der Tat zu berücksichtigen, die den
Täter zum verantwortungslosen Handeln bestimmt haben.
(3) Strafrechtliche Verantwortlichkeit für fahrlässiges Han-
deln tritt nur ein, wenn dies im Gesetz ausdrücklich bestimmt
ist.

§ 6. Vorsatz. (1) Vorsätzlich handelt, wer sich zu der im
gesetzlichen Tatbestand bezeichneten Tat bewußt entschei-
det.
(2) Vorsätzlich handelt auch, wer zwar die Verwirklichung
der im gesetzlichen Tatbestand bezeichneten Tat nicht an-
strebt, sich jedoch bei seiner Entscheidung zum Handeln
bewußt damit abfindet, daß er diese Tat verwirklichen könn-
te.

Fahrlässigkeit
§ 7. Fahrlässig handelt, wer voraussieht, daß er die im ge-
setzlichen Tatbestand bezeichneten Folgen verursachen
könnte und diese ungewollt herbeiführt, weil er bei seiner
Entscheidung zum Handeln leichtfertig darauf vertraut, daß
diese Folgen nicht eintreten werden.

§ 8. (1) Fahrlässig handelt auch, wer sich in bewußter Ver-
letzung seiner Pflichten zum Handeln entscheidet und da-
durch die im gesetzlichen Tatbestand bezeichneten Folgen
herbeiführt, ohne diese vorauszusehen, obwohl er sie bei
verantwortungsbewußter Prüfung der Sachlage hätte voraus-
sehen und bei pflichtgemäßem Verhalten vermeiden können.
(2) Fahrlässig handelt auch, wer sich zur Zeit der Tat der
Pflichtverletzung nicht bewußt ist, weil er infolge verantwor-
tungsloser Gleichgültigkeit sich seine Pflichten nicht bewußt
gemacht oder weil er sich auf Grund einer disziplinlosen
Einstellung an das pflichtwidrige Verhalten gewöhnt hat und
dadurch die im gesetzlichen Tatbestand bezeichneten, bei

pflichtgemäßem Verhalten voraussehbaren und vermeidbaren
schädlichen Folgen herbeiführt.

§ 9. Begriff der Pflichten. Pflichten im Sinne dieses Ge-
setzes sind solche, die dem Verantwortlichen zum Zeitpunkt
der Tat kraft Gesetzes, Berufs, Tätigkeit oder seiner Bezie-
hungen zum Geschädigten zur Vermeidung schädlicher Fol-
gen oder Gefahren obliegen oder die ihm daraus erwachsen,
daß er durch sein Verhalten für andere Personen oder für die
Gesellschaft besondere Gefahren heraufbeschwört.

§ 10. Schuldausschluß. Schuldhaft (vorsätzlich oder fahr-
lässig) handelt nicht, wem die. Erfüllung seiner Pflichten
objektiv nicht möglich ist oder wer dazu nicht imstande ist,
weil er wegen eines von ihm nicht zu verantwortenden per-
sönlichen Versagens oder Unvermögens die Umstände oder
Folgen seines Handelns nicht erfassen oder die ihm unter den
gegebenen Umständen obliegenden Pflichten nicht erkennen
kann.

Verantwortlichkeit für straferschwerende Umstände
§ 11. (1) Wird ein schwerer Fall einer vorsätzlichen Tat
durch das Vorliegen besonderer objektiver Umstände
begründet, sind sie dem Täter zur vorsätzlichen Schuld nur
zuzurechnen, wenn sie ihm bekannt waren.
(2) Sieht ein Gesetz für die Begehung einer vorsätzlichen Tat
mit der fahrlässigen Herbeiführung schwerer Folgen strenge-
re Formen der Verantwortlichkeit vor, sind diese Folgen dem
Täter nur zuzurechnen, wenn ihm die Umstände bekannt
waren, aus denen sie entstanden sind oder wenn er sie auf
andere Weise hätte voraussehen können.

§ 12. Sieht ein Gesetz für die Begehung einer fahrlässigen
Tat, die mit der Herbeiführung besonders bezeichneter
schwerer Folgen verbunden ist, eine strengere Verantwort-
lichkeit vor, sind diese Folgen dem Täter nur zuzurechnen,
wenn sich sein fahrlässiges Verschulden auch auf diese Fol-
gen erstreckt.

§ 13. Irrtum. (1) Wer bei seinem Handeln das Vorhanden-
sein von Tatumständen nicht kannte, welche zum gesetzli-
chen Tatbestand gehören oder die Strafbarkeit erhöhen, dem
sind diese Umstände nicht zuzurechnen. Die strafrechtliche
Verantwortlichkeit wegen fahrlässiger Schuld wird dadurch
nicht berührt.
(2) Für fahrlässige Handlungen gilt Absatz 1 nur, wenn die
Unkenntnis der Tatumstände nicht auf Fahrlässigkeit beruht.

§ 14. Schuldminderung durch außergewöhnliche
Umstände. Ist das Verschulden des Täters infolge unver-
schuldeten Affekts oder anderer außergewöhnlicher objekti-
ver und subjektiver Umstände, die seine Entscheidungsfähig-
keit beeinflußt haben, nur gering, kann die Strafe nach den
Grundsätzen über die außergewöhnliche Strafmilderung
herabgesetzt und bei Vergehen kann von Maßnahmen der
strafrechtlichen Verantwortlichkeit abgesehen werden.

§ 15. Zurechnungsunfähigkeit. (1) Strafrechtliche Verant-
wortlichkeit ist ausgeschlossen, wenn der Täter zur Zeit der
Tat wegen zeitweiliger oder dauernder krankhafter Störung
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der Geistestätigkeit oder wegen Bewußtseinsstörung unfähig
ist, sich nach den durch die Tat berührten Regeln des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens zu entscheiden.
(2) Das Gericht kann die Einweisung in psychiatrische Ein-
richtungen nach den dafür geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen anordnen.
(3) Wer sich schuldhaft in einen die Zurechnungsfähigkeit
ausschließenden Rauschzustand versetzt und in diesem Zu-
stand eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht, wird nach
dem verletzten Gesetz bestraft.

§ 16. Verminderte Zurechnungsfähigkeit. (1) Strafrecht-
liche Verantwortlichkeit ist gemindert, wenn der Täter zur
Zeit der Tat infolge der im § 15 Absatz 1 genannten Gründe
oder wegen einer schwerwiegenden abnormen Entwicklung
seiner Persönlichkeit mit Krankheitswert in der Fähigkeit,
sich bei der Entscheidung zur Tat von den dadurch berührten
Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens leiten zu
lassen, erheblich beeinträchtigt war.
(2) Die Strafe kann nach den Grundsätzen über die außer-
gewöhnliche Strafmilderung herabgesetzt werden. Dabei sind
die Gründe zu berücksichtigen, die zur verminderten Zurech-
nungsfähigkeit geführt haben. Das gilt nicht, wenn sich der
Täter schuldhaft in einen die Zurechnungsfähigkeit vermin-
dernden Rauschzustand versetzt hat.
(3) Das Gericht kann anstelle oder neben einer Maßnahme
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit die Einweisung in
psychiatrische Einrichtungen nach den dafür geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen anordnen.

3. Abschnitt: Notwehr und Notstand

§ 17. Notwehr. (1) Wer einen gegenwärtigen rechtswidrigen
Angriff gegen sich oder einen anderen oder gegen die sozia-
listische Staats- und Gesellschaftsordnung in einer der Ge-
fährlichkeit des Angriffs angemessenen Weise abwehrt, han-
delt im Interesse der sozialistischen Gesellschaft und ihrer
Gesetzlichkeit und begeht keine Straftat.
(2) Bei Überschreitung der Notwehr ist von Maßnahmen der
strafrechtlichen Verantwortlichkeit abzusehen, wenn der
Handelnde in begründete hochgradige Erregung versetzt
wurde und deshalb über die Grenzen der Notwehr hinaus-
ging.

Notstand und Nötigungsstand
§ 18. (1) Wer Rechte oder Interessen Dritter beeinträchtigt,
um eine ihm oder einem anderen oder der sozialistischen
Staats- und Gesellschaftsordnung gegenwärtig drohende,
anders nicht zu beseitigende Gefahr abzuwenden, begeht
keine Straftat, wenn seine Handlung zur Art und zum Aus-
maß der Gefahr im angemessenen Verhältnis steht.
(2) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit ist gemindert,
wenn der Handelnde unverschuldet durch eine ihm oder
einem anderen gegenwärtig drohende, anders nicht zu besei-
tigende Gefahr für Leben oder Gesundheit in heftige Erre-
gung oder große Verzweiflung versetzt wird und diese Ge-
fahr durch einen Angriff auf Leben oder Gesundheit anderer
Menschen abzuwenden versucht. Die Strafe kann entspre-
chend der Größe der Gefahrenlage, der psychischen Zwangs-
lage des Täters und der Schwere der begangenen Tat nach

den Grundsätzen über die außergewöhnliche Strafmilderung
herabgesetzt werden. In außergewöhnlichen Fällen einer
solchen Gefahrenlage kann von Maßnahmen der strafrecht-
lichen Verantwortlichkeit abgesehen werden.

§ 19. (1) Wer von einem anderen durch unwiderstehliche
Gewalt oder durch Drohung mit einer gegenwärtigen, anders
nicht zu beseitigenden Gefahr für Leben oder Gesundheit des
Täters oder eines anderen zur Begehung der Tat gezwungen
wird, begeht keine Straftat Der sich für andere Personen oder
die Gesellschaft daraus ergebende Schaden darf nicht außer
Verhältnis zu der drohenden Gefahr stehen. Das Leben ande-
rer Menschen darf nicht angegriffen werden.
(2) Wer die Grenzen des Nötigungsstandes überschreitet, ist
strafrechtlich verantwortlich. Die Strafe kann nach den
Grundsätzen über die außergewöhnliche Strafmilderung her-
abgesetzt werden, wenn der Täter durch die Nötigung in eine
schwere psychische Zwangslage versetzt wurde.

§ 20. Widerstreit der Pflichten. (1) Wer in Ausübung ihm
obliegender Pflichten sich nach verantwortungsbewußter
Prüfung der Sachlage zur Begehung einer Pflichtverletzung
entscheidet, um durch die Erfüllung anderer Pflichten den
Eintritt eines größeren, anders nicht abwendbaren Schadens
für andere Personen oder die Gesellschaft zu verhindern,
handelt gerechtfertigt und begeht keine Straftat.
(2) Hat der Täter die Gefahren, zu deren Abwendung er tätig
wird, selbst schuldhaft herbeigeführt, findet diese Bestim-
mung keine Anwendung.

4. Abschnitt: Vorbereitung, Versuch und Teilnahme

§ 21. Vorbereitung und Versuch. (1) Vorbereitung und
Versuch einer Straftat begründen strafrechtliche Verantwort-
lichkeit nur, wenn es das Gesetz ausdrücklich bestimmt.
(2) Vorbereitung liegt vor, wenn der Täter Voraussetzungen
oder Bedingungen für die Ausführung der geplanten Straftat
schafft, ohne mit der Ausführung zu beginnen.
(3) Versuch liegt vor, wenn der Täter mit der vorsätzlichen
Ausführung der Straftat beginnt, ohne sie zu vollenden.
(4) Vorbereitung und Versuch begründen strafrechtliche
Verantwortlichkeit nach demselben Gesetz wie die vollende-
te Straftat. Dabei sind die Beweggründe des Täters, die von
ihm angestrebten oder für möglich gehaltenen Folgen, der
Grad der Verwirklichung der Straftat und die Gründe, aus
denen sie nicht vollendet wurde, zu berücksichtigen. Die
Strafe kann nach den Grundsätzen über die außergewöhnli-
che Strafmilderung herabgesetzt werden.
(5) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
ist abzusehen, wenn der Täter freiwillig und endgültig von
der Vollendung der Tat Abstand nimmt. Das gilt auch, wenn
im Falle des Versuchs der Täter den Eintritt der Folgen frei-
willig abwendet.

§ 22. Täter und Teilnehmer. (1) Als Täter ist strafrechtlich
verantwortlich, wer eine Straftat selbst ausführt oder wer sie
durch einen anderen, der für diese Tat selbst nicht verant-
wortlich ist, ausführen läßt.
(2) Als Teilnehmer an einer Straftat ist strafrechtlich verant-
wortlich, wer
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1. vorsätzlich einen anderen zu der begangenen Straftat be-
stimmt (Anstiftung);

2. gemeinschaftlich mit anderen eine vorsätzliche Straftat
ausführt (Mittäterschaft);

3. vorsätzlich einem anderen zu der begangenen Straftat
Hilfe leistet oder wer dem Täter nach der Tatausführung
vorher zugesagte Hilfe leistet (Beihilfe).

(3) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit richtet sich nach
dem Gesetz, das durch die Straftat verletzt wird. Jeder Teil-
nehmer ist unter Berücksichtigung der Schwere der gesamten
Tat und der Art und Weise des Zusammenwirkens der Betei-
ligten nach dem Umfang und den Auswirkungen seines Tat-
beitrages, seinen Beweggründen sowie danach verantwort-
lich, in welchem Maße er andere Personen zur Teilnahme
veranlaßt hat.
(4) Für Beihilfe kann die Strafe nach den Grundsätzen über
die außergewöhnliche Strafmilderung herabgesetzt werden.
Das gleiche gilt für Mittäterschaft, wenn der Tatbeitrag des
Teilnehmers im Verhältnis zur Gesamttat gering ist. Bei
geringer Schuld und unbedeutendem Tatbeitrag kann bei
einem Teilnehmer von Maßnahmen der strafrechtlichen Ver-
antwortlichkeit abgesehen werden.
(5) Bestimmt das Gesetz, daß besondere persönliche Um-
stände die strafrechtliche Verantwortlichkeit erhöhen, ver-
mindern oder ausschließen, gilt das nur für den Täter oder
Teilnehmer, bei dem diese Umstände vorliegen.

5. Kapitel: Geltungsbereich der Strafgesetze und Ver-
jährung der Strafverfolgung

1. Abschnitt: Geltungsbereich der Strafgesetze der Deut-
schen Demokratischen Republik

§ 80. Räumliche und persönliche Geltung. (1) Die
Strafgesetze der Deutschen Demokratischen Republik wer-
den auf alle Straftaten angewandt, die in ihrem Staatsgebiet
begangen werden oder deren Folgen in diesem Gebiet ein-
treten oder eintreten sollen. Das gilt auch für Wasser- und
Luftfahrzeuge der Deutschen Demokratischen Republik, die
sich außerhalb der Staatsgrenze der Deutschen Demokrati-
schen Republik befinden.
(2) Wer im Ausland eine nach den Gesetzen der Deutschen
Demokratischen Republik strafbare Handlung begeht, kann
nach ihren Strafgesetzen zur Verantwortung gezogen wer-
den, wenn er zur Zeit der Tat Bürger der Deutschen
Demokratischen Republik oder Staatenloser mit ständigem
Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Republik war.
(3) Ausländer können nach den Strafgesetzen der Deutschen
Demokratischen Republik wegen einer im Ausland begange-
nen Straftat zur Verantwortung gezogen werden, wenn
1. sie ein Verbrechen gegen die Souveränität der Deutschen

Demokratischen Republik, den Frieden, die Menschlich-
keit und die Menschenrechte begangen haben;

2. ihre Bestrafung durch spezielle internationale Vereinba-
rungen vorgesehen ist;

3. sie durch ein Verbrechen die Rechte der Deutschen De-
mokratischen Republik oder ihrer Bürger erheblich beein-
trächtigt haben;

4. sie Straftaten begehen, die sich gegen Einrichtungen der
Deutschen Demokratischen Republik im Ausland richten;

5. sie sich auf dem Gebiet der Deutschen Demokratischen
Republik befinden, die Handlung auch am Begehungsort
oder im Heimatstaat oder -gebiet des Täters strafbar ist
und eine Auslieferung nicht erfolgt.

Das gilt auch für Staatenlose, die nach der Tat ihren stän-
digen Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Republik
begründet haben und bei denen zur Zeit der Tat die in den
Ziffern 1 bis 5 genannten Voraussetzungen vorlagen.
(4) Eine im Ausland wegen derselben Handlung bereits voll-
zogene Untersuchungshaft, Strafe mit Freiheitsentzug oder
ein anderer Freiheitsentzug ist anzurechnen.
(5) In den Fallen des Absatzes 3 erfolgt eine Strafverfolgung
nur mit Zustimmung oder auf Veranlassung des General-
staatsanwaltes der Deutschen Demokratischen Republik.
(6) Als Ausland im Sinne dieses Gesetzes gelten Staaten und
andere Gebiete außerhalb des Staatsgebietes der Deutschen
Demokratischen Republik. Ausländer im Sinne dieses Ge-
setzes sind Personen, die nicht Staatsbürger der Deutschen
Demokratischen Republik sind oder Staatenlose ohne ständi-
gen Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Republik.

§ 81. Zeitliche Geltung. (1) Eine Straftat wird nach dem
Gesetz bestraft; das zur Zeit ihrer Begehung gilt.
(2) Gesetze, welche die strafrechtliche Verantwortlichkeit
begründen oder verschärfen, gelten nicht für Handlungen, die
vor ihrem Inkrafttreten begangen wurden.
(3) Gesetze, welche die strafrechtliche Verantwortlichkeit
nachträglich aufheben oder mildern, gelten auch für Hand-
lungen, die vor ihrem Inkrafttreten begangen wurden.

2. Abschnitt: Verjährung der Strafverfolgung

§ 82. (1) Die Verfolgung einer Straftat verjährt,
1. wenn eine Strafe ohne Freiheitsentzug oder Haftstrafe

angedroht ist, in zwei Jahren;
2. wenn eine Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren angedroht ist,

in fünf Jahren;
3. wenn eine Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren angedroht ist,

in acht Jahren;
4. wenn eine Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren angedroht ist,

in fünfzehn Jahren;
5. wenn eine schwerere Strafe als zehn Jahre Freiheitsstrafe

angedroht ist, in fünfundzwanzig Jahren.
(2) In besonderen Fällen kann im Gesetz die Verjährungsfrist
verkürzt werden.
(3) Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem die
Straftat beendet ist. Die Verjährungsfrist wird nach der für
die Straftat angedrohten schwersten Strafe bestimmt.

§ 83. (1) Die Verjährung der Strafverfolgung ruht,
1. solange sich der Täter außerhalb der Deutschen Demo-

kratischen Republik aufhält;
2. solange ein Strafverfahren wegen schwerer Erkrankung

des Täters oder aus einem anderen gesetzlichen Grunde
nicht eingeleitet oder fortgesetzt werden kann;

3. solange ein Strafverfahren nicht eingeleitet oder fortge-
setzt werden kann, weil die Entscheidung in einem ande-
ren Verfahren aussteht;

4. sobald das Gericht die Eröffnung des Hauptverfahrens
beschlossen hat.
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§ 84. Ausschluß der Verjährung für Verbrechen gegen
den Frieden, die Menschlichkeit und die Menschenrechte
und Kriegsverbrechen. Verbrechen gegen den Frieden, die
Menschlichkeit und die Menschenrechte und Kriegsverbre-
chen unterliegen nicht den Bestimmungen dieses Gesetzes
über die Verjährung.

BESONDERER TEIL
1. Kapitel: Verbrechen gegen die Souveränität der

Deutschen Demokratischen Republik, den Frieden, die
Menschlichkeit und die Menschenrechte

§ 90. Völkerrechtswidrige Verfolgung von Bürgern der
Deutschen Demokratischen Republik. Wer im Wider-
spruch zum Völkerrecht maßgeblich oder mit besonderer
Aktivität daran mitwirkt, unter Ausdehnung der Gerichts-
hoheit der Bundesrepublik Deutschland Bürger der Deut-
schen Demokratischen Republik wegen der Ausübung ihrer
verfassungsgemäßen Staatsbürgerrechte zu verfolgen, zu
ihrer Verfolgung aufzufordern oder die Verfolgung anzuord-
nen oder zu veranlassen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn
Jahren bestraft, soweit nicht nach anderen Gesetzen eine
höhere Strafe verwirkt ist.

§ 91. Verbrechen gegen die Menschlichkeit. (1) Wer es
unternimmt, nationale, ethnische, rassische oder religiöse
Gruppen zu verfolgen, zu vertreiben, ganz oder teilweise zu
vernichten oder gegen solche Gruppen andere unmenschliche
Handlungen zu begehen, wird mit Freiheitsstrafe sicht unter
fünf Jahren bestraft.
(2) Wer durch das Verbrechen vorsätzlich besonders schwere
Folgen verursacht, wird mit lebenslänglicher Freiheitsstrafe
bestraft.

§ 95. Ausschluß des Befehlsnotstandes. Auf Gesetz, Befehl
oder Anweisung kann sich nicht berufen, wer in Mißachtung
der Grund- und Menschenrechte, der völkerrechtlichen
Pflichten oder der staatlichen Souveränität der Deutschen
Demokratischen Republik handelt; er ist strafrechtlich ver-
antwortlich.

3. Kapitel: Straftaten gegen die Persönlichkeit
1. Abschnitt: Straftaten gegen Leben und

Gesundheit des Menschen

Vorsätzliche Tötung
§ 112. Mord. (1) Wer vorsätzlich einen Menschen tötet, wird
mit Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren oder mit lebens-
länglicher Freiheitsstrafe bestraft.
(2) Auf lebenslängliche Freiheitsstrafe kann insbesondere
erkannt werden, wenn die Tat
1. ein Verbrechen gegen die Souveränität der Deutschen

Demokratischen Republik, den Frieden, die Menschlich-
keit und die Menschenrechte oder ein Kriegsverbrechen
ist oder aus Feindschaft gegen die Deutsche Demokrati-
sche Republik begangen wird;

2. mit gemeingefährlichen Mitteln oder Methoden begangen
wird oder Furcht und Schrecken unter der Bevölkerung
auslösen soll;

3. heimtückisch oder in besonders brutaler Weise begangen
wird;

4. mehrfach begangen wird oder der Täter bereits wegen
vorsätzlicher Tötung bestraft ist;

5. nach mehrfacher Bestrafung wegen Gewaltverbrechen
(§§ 116, 117, 121, 122, 216) begangen wird.

(3) Vorbereitung und Versuch sind strafbar.

§ 113. Totschlag. (1) Die vorsätzliche Tötung eines Men-
schen wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren bestraft,
wenn
1. der Täter ohne eigene Schuld durch eine ihm oder seinen

Angehörigen von dem Getöteten zugefügte Mißhandlung,
schwere Bedrohung oder schwere Kränkung in einen
Zustand hochgradiger Erregung (Affekt) versetzt und
dadurch zur Tötung hingerissen oder bestimmt worden ist.

2. eine Frau ihr Kind in oder gleich nach der Geburt tötet;
3. besondere Tatumstände vorliegen, die die strafrechtliche

Verantwortlichkeit mindern.
(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 114. Fahrlässige Tötung. (1) Wer fahrlässig einen Men-
schen tötet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder
mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.
(2) Ein schwerer Fall liegt vor, wenn
1. mehrere Menschen getötet werden oder
2. die fahrlässige Tötung auf einer rücksichtslosen Verlet-

zung von Bestimmungen zum Schutze von Leben und
Gesundheit der Menschen beruht oder der Täter seine
Sorgfaltspflichten im gesellschaftlichen Zusammenleben
in besonders verantwortungsloser Weise verletzt.

In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von
einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. Liegen die Voraus-
setzungen der Ziffern 1 und 2 zugleich vor, kann die Frei-
heitsstrafe bis auf acht Jahre erhöht werden.
(3) Wurde durch die Tat nach Absatz 1 der Tod eines nahen
Angehörigen verursacht, kann von Maßnahmen der straf-
rechtlichen Verantwortlichkeit abgesehen werden.

§ 115. Vorsätzliche Körperverletzung. (1) Wer vorsätzlich
die Gesundheit eines Menschen schädigt oder ihn körperlich
mißhandelt, wird von einem gesellschaftlichen Organ der
Rechtspflege zur Verantwortung gezogen oder mit öffentli-
chem Tadel, Geldstrafe, Haftstrafe, Verurteilung auf Bewäh-
rung oder Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar, wenn gefährliche Mittel oder
Methoden angewandt werden.
(3) Ist die Tat gegenüber einem Angehörigen begangen, tritt
die Verfolgung auf dessen Antrag ein.

§ 116. Schwere Körperverletzung. (1) Wer durch die vor-
sätzliche Körperverletzung eine lebensgefährliche Gesund-
heitsschädigung, eine nachhaltige Störung wichtiger körperli-
cher Funktionen oder eine erhebliche oder dauernde Entstel-
lung des Verletzten fahrlässig verursacht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Verurteilung auf Bewäh-
rung bestraft.
(2) Wer eine der genannten Folgen vorsätzlich verursacht,
wird mit Freiheitsstrafe von zwei bis zu acht Jahren bestraft.
Der Versuch ist strafbar.
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§ 117. Körperverletzung mit Todesfolge. Wer durch die
vorsätzliche Körperverletzung den Tod des Verletzten fahr-
lässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren
bestraft.

§ 118. Fahrlässige Körperverletzung. (1) Wer fahrlässig
die Gesundheit eines Menschen schädigt, wird von einem
gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur Verantwor-
tung gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe oder
mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.
(2) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe bis
zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung be-
straft. Ein schwerer Fall liegt vor, wenn
1. eine schwere Schädigung der Gesundheit eines anderen

Menschen verursacht wird oder eine Vielzahl von Men-
schen verletzt werden;

2. die fahrlässige Körperverletzung auf einer rücksichtslosen
Verletzung von Bestimmungen zum Schutze von Leben
und Gesundheit der Menschen beruht oder der Täter seine
Sorgfaltspflichten im gesellschaftlichen Zusammenleben
in besonders verantwortungsloser Weise verletzt.

(3) Die Verfolgung tritt auf Antrag des Geschädigten ein.

§ 119. Verletzung der Pflicht zur Hilfeleistung. Wer bei
Unglücksfällen oder Gemeingefahr für das Leben oder die
Gesundheit von Menschen nicht die erforderliche und ihm
mögliche Hilfe leistet, obwohl ihm dies ohne erhebliche
Gefahr für sein Leben oder seine Gesundheit und ohne Ver-
letzung wichtiger anderer Pflichten möglich ist, wird von
einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur Ver-
antwortung gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe,
Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu
zwei Jahren bestraft.

8. Kapitel: Straftaten gegen die staatliche Ordnung
2. Abschnitt: Straftaten gegen die staatliche und

öffentliche Ordnung

§ 213. Ungesetzlicher Grenzübertritt. (1)  Wer widerrecht-
lich die Staatsgrenze der Deutschen Demokratischen Repu-
blik passiert oder Bestimmungen des zeitweiligen Aufent-
halts in der Deutschen Demokratischen Republik sowie des
Transits durch die Deutsche Demokratische Republik ver-
letzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit
Verurteilung auf Bewährung, Haftstrafe oder mit Geldstrafe
bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer als Bürger der Deutschen De-
mokratischen Republik rechtswidrig nicht oder nicht fristge-
recht in die Deutsche Demokratische Republik zurückkehrt
oder staatliche Festlegungen über seinen Auslandsaufenthalt
verletzt.
(3) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von
einem Jahr bis zu acht Jahren bestraft. Ein schwerer Fall liegt
insbesondere vor, wenn
1. die Tat Leben oder Gesundheit von Menschen gefährdet;
2. die Tat unter Mitführung von Waffen oder unter Anwen-

dung gefährlicher Mittel oder Methoden erfolgt;
3. die Tat mit besonderer Intensität durchgeführt wird;

4. die Tat durch Urkundenfälschung (§ 240), Falschbeur-
kundung (§ 242) oder durch Mißbrauch von Urkunden
oder unter Ausnutzung eines Verstecks erfolgt;

5. die Tat zusammen mit anderen begangen wird;
6. der Täter wegen ungesetzlichen Grenzübertritts bereits
bestraft ist.
(4)  Vorbereitung und Versuch sind strafbar.

Anmerkung: Zuwiderhandlungen gegen die gesetzlichen
Bestimmungen oder auferlegte Beschränkungen über Ein-
und Ausreise oder Aufenthalt können in leichten Fällen
als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

§ 214. Beeinträchtigung staatlicher oder gesellschaftlicher
Tätigkeit. (1) Wer die Tätigkeit staatlicher Organe durch
Gewalt oder Drohungen beeinträchtigt oder in einer die öf-
fentliche Ordnung gefährdenden Weise eine Mißachtung der
Gesetze bekundet oder zur Mißachtung der Gesetze auffor-
dert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Ver-
urteilung auf Bewährung, Haftstrafe, Geldstrafe oder mit
öffentlichem Tadel bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer gegen Bürger wegen ihrer
staatlichen oder gesellschaftlichen Tätigkeit oder wegen ihres
Eintretens für die öffentliche Ordnung und Sicherheit mit
Tätlichkeiten vorgeht oder solche androht
(3) Wer zusammen mit anderen eine Tat nach den Absätzen
1 oder 2 begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
bestraft.
(4) Ist die Tatbeteiligung von untergeordneter Bedeutung,
kann der Täter mit Verurteilung auf Bewährung, Haftstrafe
oder Geldstrafe bestraft werden.
(5) Der Versuch ist strafbar.

3. Abschnitt: Straftaten gegen die Rechtspflege

§ 225. Unterlassung der Anzeige. (1) Wer von dem Vorha-
ben, der Vorbereitung oder der Ausführung
1. eines Verbrechens gegen den Frieden und die Mensch-

lichkeit (§§ 85 bis 89, 91 bis 93);
2. eines Verbrechens gegen die Deutsche Demokratische

Republik (§§ 96 bis 105, 106 Absatz 2, 107, 108, 109
Absatz 2, 110);

3. eines Verbrechens gegen das Leben (§§ 112, 113);
4. eines Verbrechens des schweren Raubes (§ 128 Absatz 1

Ziffern 1 und 2);
5. eines Verbrechens oder Vergehens gegen die allgemeine

Sicherheit oder gegen die staatliche Ordnung (§§ 185,
186, 190, 198, 213 Absatz 3);

6. eines Vergehens oder Verbrechens des Mißbrauchs von
Waffen oder Sprengmitteln (§§ 206, 207);

7. eines Verbrechens der Gefangenenbefreiung (§ 235 Ab-
satz 2);

8. eines Verbrechens oder Vergehens der Fahnenflucht
(§ 254)

vor dessen Beendigung glaubwürdig Kenntnis erlangt und
dies nicht unverzüglich zur Anzeige bringt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Verurteilung auf Be-
währung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft.
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(2) Ebenso wird bestraft, wer glaubwürdig Kenntnis von
einem Waffenversteck erlangt und dies nicht unverzüglich
zur Anzeige bringt.
(3) In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe von
zwei bis zehn Jahren zu erkennen.
(4) Die Anzeige ist bei einer Dienststelle der Sicherheitsorga-
ne oder der Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokrati-
schen Republik zu erstatten. Die Anzeige kann erforderli-
chenfalls auch bei einem anderen staatlichen Organ erstattet
werden.

§ 226. Absehen von Maßnahmen der strafrechtlichen
Verantwortlichkeit bei Unterlassung der Anzeige. (1)
Wegen Unterlassung der Anzeige kann von Maßnahmen der
strafrechtlichen Verantwortlichkeit abgesehen werden, wenn
der Täter
1. die Begehung der Straftat auf andere Weise verhindert hat

oder wenn unabhängig von seinem Verhalten die Straftat
weder vorbereitet noch versucht wird;

2. sich ernsthaft bemüht hat, die Begehung der Straftat zu
verhindern oder wenn er bei einem Verbrechen gegen das
Leben von Bedrohten rechtzeitig gewarnt hat;

3. die Anzeige gegen einen nahen Angehörigen erstatten
müßte.

(2) Nahe Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind der Ehe-
gatte, Geschwister und solche Personen, die mit dem Täter in
gerader Linie verwandt oder durch Annahme an Kindes Statt
oder im Sinne von § 47 des Familiengesetzbuches mitein-
ander verbunden sind.

§ 244. Rechtsbeugung. Wer wissentlich bei der Durchfüh-
rung eines gerichtlichen Verfahrens oder eines Ermittlungs-
verfahrens als Richter, Staatsanwalt oder Mitarbeiter eines
Untersuchungsorgans gesetzwidrig zugunsten oder zuungun-
sten eines Beteiligten entscheidet, wird mit Freiheitsstrafe bis
zu fünf Jahren bestraft.

9. Kapitel: Militärstraftaten
Allgemeine Bestimmungen

§ 254. Fahnenflucht. (1) Wer seine Truppe, seine Dienst-
stelle oder einen anderen für ihn bestimmten Aufenthaltsort
verläßt oder ihnen fernbleibt, um sich dem Wehrdienst zu
entziehen, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu
sechs Jahren bestraft.
(2) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von
zwei bis zu zehn Jahren bestraft. Ein schwerer Fall liegt ins-
besondere vor, wenn die Tat
1. mit dem Ziel begangen wird, das Staatsgebiet der Deut-

schen Demokratischen Republik zu verlassen oder diesem
fernzubleiben;

2. unter Mitnahme einer Waffe erfolgt oder zur Verwirk-
lichung der Tat Gewalt gegen andere Personen angewandt
oder mit Gewalt gedroht wird;

3. von mindestens zwei Militärpersonen gemeinschaftlich
begangen wird.

(3) Vorbereitung und Versuch sind strafbar.
(4) Wer die Tat im Verteidigungszustand begeht, wird mit
Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft.

§ 257. Befehlsverweigerung und Nichtausführung eines
Befehls. (1) Wer die Ausführung des Befehls eines Vorge-
setzten verweigert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder mit Verurteilung auf Bewährung oder mit Strafarrest
bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer den Befehl des Vorgesetzten
nicht, unrichtig oder nicht vollständig ausführt.
(3) Wer die Tat im Verteidigungszustand begeht, wird mit
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.

§ 258. Handeln auf Befehl. (1)  Eine Militärperson ist für
eine Handlung, die sie in Ausführung des Befehls eines Vor-
gesetzten begeht, strafrechtlich nicht verantwortlich, es sei
denn, die Ausführung des Befehls verstößt offensichtlich
gegen die anerkannten Normen des Völkerrechts oder gegen
Strafgesetze.
(2)  Werden durch die Ausführung eines Befehls durch den
Unterstellten die anerkannten Normen des Völkerrechts oder
ein Strafgesetz verletzt, ist dafür auch der Vorgesetzte straf-
rechtlich verantwortlich, der den Befehl erteilt hat.
(3)  Die Verweigerung oder Nichtausführung eines Befehls,
dessen Ausführung gegen die anerkannten Normen des Völ-
kerrechts verstoßen würde, begründet keine strafrechtliche
Verantwortlichkeit.

§ 262. Verletzung der Dienstvorschriften über die Grenz-
sicherung. (1) Wer als Angehöriger der Grenztruppen
Dienstvorschriften oder andere Weisungen über die Grenzsi-
cherung verletzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder mit Verurteilung auf Bewährung oder mit Strafarrest
bestraft.
(2) Wer die Tat im Verteidigungszustand begeht, wird mit
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.

§ 267. Angriff, Widerstand und Nötigung gegen Vorge-
setzte, Wachen, Streifen oder andere Militärpersonen. (1)
Wer einen Vorgesetzten, einen Angehörigen einer Wache
oder Streife oder eine andere Militärperson während oder
wegen der Erfüllung dienstlicher Pflichten tätlich angreift
oder durch Widerstand an der Erfüllung dienstlicher Pflich-
ten hindert oder bei Ausübung der Dienstpflichten nötigt,
eine Handlung vorzunehmen oder zu unterlassen, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Verurteilung auf
Bewahrung oder mit Strafarrest bestraft.
(2) Wer die Tat unter Anwendung oder Androhung des Ge-
brauchs von Waffen begeht, wird mit Freiheitsstrafe von
einem Jahr bis zu acht Jahren bestraft.
(3) Im Verteidigungszustand wird die Tat nach Absatz 1 mit
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr und die Tat nach Ab-
satz 2 mit Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft."

2) Auszug aus dem Grenzgesetz der DDR vom 25.3.1982
(GBl. I, S. 197)

"§ 26. Durchsetzung von Maßnahmen der Grenztruppen
der DDR. (1) Wird den Angehörigen der Grenztruppen der
DDR bei der Ausübung ihrer Befugnisse Widerstand ent-
gegengesetzt oder werden die von ihnen auf der Grundlage
dieses Gesetzes oder der zu seiner Durchführung erlassenen
Rechtsvorschriften angeordneten Maßnahmen behindert oder
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nicht befolgt, ist die körperliche Einwirkung zulässig, wenn
andere Mittel nicht ausreichen, um ernste Auswirkungen für
die Sicherheit und Ordnung im Grenzgebiet zu verhindern.
(2) Die Anwendung von Hilfsmitteln ist nur gestattet zur
Abwehr von Gewalttätigkeiten, Verhinderung von Fluchtver-
suchen oder wenn die körperliche Einwirkung nicht zum
Erfolg führt. Es sind dabei diejenigen Mittel anzuwenden, die
im Verhältnis zur Art und Schwere der Rechtsverletzung und
des Widerstandes stehen. Die körperliche Einwirkung und
die Anwendung von Hilfsmitteln ist nur so lange zulässig, bis
der Zweck der Maßnahme erreicht ist.

§ 27. Anwendung von Schußwaffen. (1) Die Anwendung
von Schußwaffen ist die äußerste Maßnahme der Gewaltan-
wendung gegenüber Personen. Die Schußwaffe darf nur in
solchen Fällen angewendet werden, wenn die körperliche
Einwirkung ohne oder mit Hilfsmitteln erfolglos blieb oder
offensichtlich keinen Erfolg verspricht. Die Anwendung von
Schußwaffen gegen Personen ist erst dann zulässig, wenn
durch Waffenwirkung gegen Sachen oder Tiere der Zweck
nicht erreicht wird.
(2) Die Anwendung der Schußwaffe ist gerechtfertigt, um die
unmittelbar bevorstehende Ausführung oder die Fortsetzung
einer Straftat zu verhindern, die sich den Umständen nach als
ein Verbrechen darstellt. Sie ist auch gerechtfertigt zur Er-
greifung von Personen, die eines Verbrechens dringend ver-
dächtig sind.
(3) Die Anwendung der Schußwaffe ist grundsätzlich durch
Zuruf oder Abgabe eines Warnschusses anzukündigen, so-
fern nicht eine unmittelbar bevorstehende Gefahr nur durch
die gezielte Anwendung der Schußwaffe verhindert oder
beseitigt werden kann.
(4) Die Schußwaffe ist nicht anzuwenden, wenn
a) das Leben oder die Gesundheit Unbeteiligter gefährdet

werden können,
b) die Personen dem äußeren Eindruck nach im Kindesalter

sind oder
c) das Hoheitsgebiet eines benachbarten Staates beschossen

würde.
Gegen Jugendliche und weibliche Personen sind nach Mög-
lichkeit Schußwaffen nicht anzuwenden.
(5) Bei der Verwendung der Schußwaffe ist das Leben von
Personen nach Möglichkeit zu schonen. Verletzten ist unter
Beachtung der notwendigen Sicherheitsmaßnahmen Erste
Hilfe zu leisten."

3a)Auszug aus der Verfassung der DDR vom 7.10.1949
(GBl. I, S. 5)

"Art. 5. (1) Die allgemein anerkannten Regeln des Völker-
rechts binden die Staatsgewalt und jeden Bürger.
(2) Die Aufrechterhaltung und Wahrung freundschaftlicher
Beziehungen zu allen Völkern ist die Pflicht der Staatsge-
walt.
(3) Kein Bürger darf an kriegerischen Handlungen teilneh-
men, die der Unterdrückung des Volkes dienen.

Art. 6. (1) Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleichberechtigt.
(2) Boykotthetze gegen demokratische Einrichtungen und
Organisationen, Mordhetze gegen demokratische Politiker,

Bekundung von Glaubens-, Rassen-, Völkerhaß, militaristi-
sche Propaganda sowie Kriegshetze und alle sonstigen Hand-
lungen, die sich gegen die Gleichberechtigung richten, sind
Verbrechen im Sinne des Strafgesetzbuches. Ausübung de-
mokratischer Rechte im Sinne der Verfassung ist keine Boy-
kotthetze.
(3) Wer wegen Begehung dieser Verbrechen bestraft wird,
kann weder im öffentlichen Dienst noch in leitenden Stellen
im wirtschaftlichen und kulturellen Leben tätig sein. Er ver-
liert das Recht, zu wählen und gewählt zu werden.

Art. 10. (1) Kein Bürger darf einer auswärtigen Macht aus-
geliefert werden.
(2) Fremde Staatsbürger werden weder ausgeliefert noch
ausgewiesen, wenn sie wegen ihres Kampfes für die in dieser
Verfassung niedergelegten Grundsätze im Ausland verfolgt
werden.
(3) Jeder Bürger ist berechtigt auszuwandern. Dieses Recht
kann nur durch Gesetz der Republik beschränkt werden.

Art. 135. (1) Strafen dürfen nur verhängt werden, wenn sie
zur Zeit der Tat gesetzlich angedroht sind.
(2) Kein Strafgesetz hat rückwirkende Kraft.
(3) Ausgenommen sind die Maßnahmen und die Anwendung
von Bestimmungen, die zur Überwindung des Nazismus, des
Faschismus und des Militarismus getroffen werden oder die
zur Ahndung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit
notwendig sind."

3b)Auszug aus der Verfassung der DDR vom 7.10.1974
(GBl. I, S. 432)

"Art. 6. (1) ...
(5) Militaristische und revanchistische Propaganda in jeder
Form, Kriegshetze und Bekundung von Glaubens-, Rassen-
und Völkerhaß werden als Verbrechen geahndet.

Art. 8. (1) Die allgemein anerkannten, dem Frieden und der
friedlichen Zusammenarbeit der Völker dienenden Regeln
des Völkerrechts sind für die Staatsmacht und jeden Bürger
verbindlich.
(2) Die Deutsche Demokratische Republik wird niemals
einen Eroberungskrieg unternehmen oder ihre Streitkräfte
gegen die Freiheit eines anderen Volkes einsetzen.

Art. 32. Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Repu-
blik hat im Rahmen der Gesetze das Recht auf Freizügigkeit
innerhalb des Staatsgebietes der Deutschen Demokratischen
Republik.

Art. 51. Die Volkskammer bestätigt Staatsverträge der Deut-
schen Demokratischen Republik und andere völkerrechtliche
Verträge, soweit durch sie die Gesetze der Volkskammer
geändert werden. Sie entscheidet über die Kündigung der
Verträge.

Art. 90. (1) Die Rechtspflege dient der Durchsetzung der
sozialistischen Gesetzlichkeit, dem Schutz und der Entwick-
lung der Deutschen Demokratischen Republik und ihrer
Staats- und Gesellschaftsordnung. Sie schützt die Freiheit,
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das friedliche Leben, die Rechte und die Würde der Men-
schen.
(2) Die Bekämpfung und die Verhütung von Straftaten und
anderen Rechtsverletzungen sind gemeinsames Anliegen der
sozialistischen Gesellschaft, ihres Staates und aller Bürger.
(3) Die Teilnahme der Bürger an der Rechtspflege ist ge-
währleistet. Sie wird im einzelnen durch das Gesetz be-
stimmt.
Art. 91. Die allgemein anerkannten Normen des Völker-
rechts über die Bestrafung von Verbrechen gegen den Frie-
den, gegen die Menschlichkeit und von Kriegsverbrechen
sind unmittelbar geltendes Recht. Verbrechen dieser Art
unterliegen nicht der Verjährung.

Art. 99. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wird durch
die Gesetze der Deutschen Demokratischen Republik be-
stimmt.
(2) Eine Tat zieht strafrechtliche Verantwortlichkeit nur nach
sich, wenn diese zur Zeit der Begehung der Tat gesetzlich
festgelegt ist, wenn der Täter schuldhaft gehandelt hat und
die Schuld zweifelsfrei nachgewiesen ist. Strafgesetze haben
keine rückwirkende Kraft.
(3) Eine strafrechtliche Verfolgung ist nur in Übereinstim-
mung mit den Strafgesetzen möglich.
(4) Die Rechte des Bürgers dürfen im Zusammenhang mit
einem Strafverfahren nur insoweit eingeschränkt werden, wie
dies gesetzlich zulässig und unumgänglich ist."

II. Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland

4) Auszug aus der Strafprozeßordnung (StPO)

"§ 13a StPO. [Zuständigkeitsbestimmung durch den BGH]. Fehlt es im Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes an einem
zuständigen Gericht oder ist dieses nicht ermittelt, so bestimmt der Bundesgerichtshof das zuständige Gericht."

5) Auszug aus dem Gerichtsverfassungsgesetz (GVG)

"§ 20 GVG. [Weitere Exterritoriale] (1) Die deutsche Gerichtsbarkeit erstreckt sich auch nicht auf Repräsentanten anderer
Staaten und deren Begleitung, die sich auf amtliche Einladung der Bundesrepublik Deutschland im Geltungsbereich dieses
Gesetzes aufhalten.
(2) Im übrigen erstreckt sich die deutsche Gerichtsbarkeit auch nicht auf andere als die in Absatz 1 und in den §§ 18 und 19
genannten Personen, soweit sie nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts, auf Grund völkerrechtlicher Vereinbarungen
oder sonstiger Rechtsvorschriften von ihr befreit sind."

Anm.: § 20 neugefaßt durch Gesetz vom 17.7.1984 - sog. lex Honecker (BGBl. I, S. 990).

6) Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch (EGStGB) i.d.F. des Einigungsvertrags v. 31.8.1990 (BGBl. II, 889, 954)

"Art. 315. Geltung des Strafrechts für in der Deutschen Demokratischen Republik begangene Taten. (1) 1Auf vor dem
Wirksamwerden des Beitritts in der Deutschen Demokratischen Republik begangene Taten findet § 2 des Strafgesetzbuches
mit der Maßgabe Anwendung, daß das Gericht von Strafe absieht, wenn nach dem zur Zeit der Tat geltenden Recht der
Deutschen Demokratischen Republik weder eine Freiheitsstrafe noch eine Verurteilung auf Bewährung noch eine Geldstrafe
verwirkt gewesen wäre. 2Neben der Freiheitsstrafe werden die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung sowie die
Führungsaufsicht nach § 68 Abs. 1 des Strafgesetzbuches nicht angeordnet. 3Wegen einer Tat, die vor dem Wirksamwerden
des Beitritts begangen worden ist, tritt Führungsaufsicht nach § 68f des Strafgesetzbuches nicht ein.
(2) 1Die Vorschriften des Strafgesetzbuches über die Geldstrafe (§§ 40 bis 43 ) gelten auch für die vor dem Wirksamwerden
des Beitritts in der Deutschen Demokratischen Republik begangenen Taten, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.
2Die Geldstrafe darf nach Zahl und Höhe der Tagessätze insgesamt das Höchstmaß der bisher angedrohten Geldstrafe nicht
übersteigen. 3Es dürfen höchstens dreihundertsechzig Tagessätze verhängt werden.
(3) Die Vorschriften des Strafgesetzbuches über die Aussetzung eines Strafrestes sowie den Widerruf ausgesetzter Strafen
finden auf Verurteilungen auf Bewährung (§ 33 des Strafgesetzbuches der Deutschen Demokratischen Republik) sowie auf
Freiheitsstrafen Anwendung, die wegen vor dem Wirksamwerden des Beitritts in der Deutschen Demokratischen Republik
begangener Taten verhängt worden sind, soweit sich nicht aus den Grundsätzen des § 2 Abs. 3 des Strafgesetzbuches etwas
anderes ergibt.
(4) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, soweit für die Tat das Strafrecht der Bundesrepublik Deutschland schon vor
dem Wirksamwerden des Beitritts gegolten hat."

Zu Art. 315a EGStGB (Verfolgungs- und Vollstreckungsverjährung für in der Deutschen Demokratischen Republik verfolgte
und abgeurteilte Taten) und der Frage der Verfolgungsverjährung siehe oben S. 6.
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7) Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB) vom 15.5.1871 (RGBl. S. 127), i.d.F. der Bekanntmachung v. 13.11.1998
(BGBl. I, 3322), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Neuregelung des Schutzes von Verfassungsorganen des Bundes
v. 11.8.1999 (BGBl. I, 1818 [1819])

"ALLGEMEINER TEIL
1. Abschnitt: Das Strafgesetz

1. Titel: Geltungsbereich

§ 1. Keine Strafe ohne Gesetz. Eine Tat kann nur bestraft
werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war,
bevor die Tat begangen wurde.

§ 2. Zeitliche Geltung. (1) Die Strafe und ihre Nebenfol-
gen bestimmen sich nach dem Gesetz, das zur Zeit der Tat
gilt.
(2) Wird die Strafdrohung während der Begehung der Tat
geändert, so ist das Gesetz anzuwenden, das bei Beendi-
gung der Tat gilt.
(3) Wird das Gesetz, das bei Beendigung der Tat gilt, vor
der Entscheidung geändert, so ist das mildeste Gesetz an-
zuwenden.
(4) 1Ein Gesetz, das nur für eine bestimmte Zeit gelten soll,
ist auf Taten, die während seiner Geltung begangen sind,
auch dann anzuwenden, wenn es außer Kraft getreten ist.
2Dies gilt nicht, soweit ein Gesetz etwas anderes bestimmt.
(5) Für Verfall, Einziehung und Unbrauchbarmachung
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend.
(6) Über Maßregeln der Besserung und Sicherung ist, wenn
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nach dem Gesetz zu
entscheiden, das zur Zeit der Entscheidung gilt.

§ 3. Geltung für Inlandstaten. Das deutsche Strafrecht
gilt für Taten, die im Inland begangen werden.

§ 4. Geltung für Taten auf deutschen Schiffen und Luft-
fahrzeugen. Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig vom
Recht des Tatorts, für Taten, die auf einem Schiff oder in
einem Luftfahrzeug begangen werden, das berechtigt ist,
die Bundesflagge oder das Staatszugehörigkeitszeichen der
Bundesrepublik Deutschland zu führen.

§ 5. Auslandstaten gegen inländische Rechtsgüter. Das
deutsche Strafrecht gilt, unabhängig vom Recht des Tatorts,
für folgende Taten, die im Ausland begangen werden:
1. Vorbereitung eines Angriffskrieges (§ 80);
2. Hochverrat (§§ 81 bis 83);
3. Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates

a) in den Fällen der §§ 89, 90a Abs. 1 und des § 90b,
wenn der Täter Deutscher ist und seine Lebens-
grundlage im räumlichen Geltungsbereich dieses
Gesetzes hat, und

b) in den Fällen der §§ 90 und 90a Abs. 2;
4. Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit

(§§ 94 bis 100a);
5. Straftaten gegen die Landesverteidigung

a) in den Fällen der §§ 109 und 109e bis 109g und
b) in den Fällen der §§ 109a, 109d und 109h, wenn

der Täter Deutscher ist und seine Lebensgrundla-
ge im räumlichen Geltungsbereich dieses Ge-
setzes hat;

6. Verschleppung und politische Verdächtigung
(§§ 234a, 241a), wenn die Tat sich gegen einen Deut-
schen richtet, der im Inland seinen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt hat;

6a. Entziehung eines Kindes in den Fällen des § 235 Abs.
2 Nr. 2, wenn die Tat sich gegen eine Person richtet,
die im Inland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt hat;

7. Verletzung von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen
eines im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes
liegenden Betriebs, eines Unternehmens, das dort
seinen Sitz hat, oder eines Unternehmens mit Sitz im
Ausland, das von einem Unternehmen mit Sitz im
räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes abhängig
ist und mit diesem einen Konzern bildet;

8. Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung
a) in den Fällen des § 174 Abs. 1 und 3, wenn der

Täter und der, gegen den die Tat begangen wird,
zur Zeit der Tat Deutsche sind und ihre Lebens-
grundlage im Inland haben, und

b) in den Fällen der §§ 176 bis 176b und 182, wenn
der Täter Deutscher ist;

9. Abbruch der Schwangerschaft (§ 218), wenn der Täter
zur Zeit der Tat Deutscher ist und seine Lebensgrund-
lage im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes
hat;

10. falsche uneidliche Aussage, Meineid und falsche Ver-
sicherung an Eides Statt (§§ 153 bis 156) in einem
Verfahren, das im räumlichen Geltungsbereich dieses
Gesetzes bei einem Gericht oder einer anderen deut-
schen Stelle anhängig ist, die zur Abnahme von Eiden
oder eidesstattlichen Versicherungen zuständig ist;

11. Straftaten gegen die Umwelt in den Fällen der §§ 324,
326, 330 und 330a, die im Bereich der deutschen
ausschließlichen Wirtschaftszone begangen werden,
soweit völkerrechtliche Übereinkommen zum Schutze
des Meeres ihre Verfolgung als Straftaten gestatten;

11a. Straftaten nach § 328 Abs. 2 Nr. 3 und 4, Abs. 4 und
5, auch in Verbindung mit § 330, wenn der Täter zur
Zeit der Tat Deutscher ist;

12. Taten, die ein deutscher Amtsträger oder für den öf-
fentlichen Dienst besonders Verpflichteter während
eines dienstlichen Aufenthalts oder in Beziehung auf
den Dienst begeht;

13. Taten, die ein Ausländer als Amtsträger oder für den
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter begeht;

14. Taten, die jemand gegen einen Amtsträger, einen für
den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder
einen Soldaten der Bundeswehr während der Aus-
übung ihres Dienstes oder in Beziehung auf ihren
Dienst begeht;

14a. Abgeordnetenbestechung (§ 108e), wenn der Täter zur
Zeit der Tat Deutscher ist oder die Tat gegenüber
einem Deutschen begangen wird;

15. Organhandel (§ 18 des Transplantationsgesetzes),
wenn der Täter zur Zeit der Tat Deutscher ist.
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§ 6. Auslandstaten gegen international geschützte
Rechtsgüter. Das deutsche Strafrecht gilt weiter, unab-
hängig vom Recht des Tatorts, für folgende Taten, die im
Ausland begangen werden:
1. Völkermord (§ 220a);
2. Kernenergie-, Sprengstoff- und Strahlungsverbrechen

in den Fällen der §§ 307 und 308 Abs. 1 bis 4, des
§ 309 Abs. 2 und des § 310;

3. Angriffe auf den Luft- und Seeverkehr (§ 316c);
4. Menschenhandel (§ 180b) und schwerer Menschen-

handel (§ 181);
5. unbefugter Vertrieb von Betäubungsmitteln;
6. Verbreitung pornographischer Schriften in den Fällen

des § 184 Abs. 3 und 4;
7. Geld- und Wertpapierfälschung (§§ 146, 151 und 152),

Fälschung von Zahlungskarten und Vordrucken für
Euroschecks (§ 152a Abs. 1 bis 4) sowie deren Vor-
bereitung (§§ 149, 151, 152 und 152a Abs. 5);

8. Subventionsbetrug (§ 264);
9. Taten, die auf Grund eines für die Bundesrepublik

Deutschland verbindlichen zwischenstaatlichen Ab-
kommens auch dann zu verfolgen sind, wenn sie im
Ausland begangen werden.

§ 7. Geltung für Auslandstaten in anderen Fällen. (1)
Das deutsche Strafrecht gilt für Taten, die im Ausland ge-
gen einen Deutschen begangen werden, wenn die Tat am
Tatort mit Strafe bedroht ist oder der Tatort keiner Strafge-
walt unterliegt.
(2) Für andere Taten, die im Ausland begangen werden, gilt
das deutsche Strafrecht, wenn die Tat am Tatort mit Strafe
bedroht ist oder der Tatort keiner Strafgewalt unterliegt und
wenn der Täter
1. zur Zeit der Tat Deutscher war oder es nach der Tat

geworden ist oder
2. zur Zeit der Tat Ausländer war, im Inland betroffen

und, obwohl das Auslieferungsgesetz seine Ausliefe-
rung nach der Art der Tat zuließe, nicht ausgeliefert
wird, weil ein Auslieferungsersuchen nicht gestellt oder
abgelehnt wird oder die Auslieferung nicht ausführbar
ist.

§ 8. Zeit der Tat. 1Eine Tat ist zu der Zeit begangen, zu
welcher der Täter oder der Teilnehmer gehandelt hat oder
im Falle des Unterlassens hätte handeln müssen. 2Wann der
Erfolg eintritt, ist nicht maßgebend.

§ 9. Ort der Tat. (1) Eine Tat ist an jedem Ort begangen,
an dem der Täter gehandelt hat oder im Falle des Unter-
lassens hätte handeln müssen oder an dem der zum Tatbe-
stand gehörende Erfolg eingetreten ist oder nach der Vor-
stellung des Täters eintreten sollte.
(2) 1Die Teilnahme ist sowohl an dem Ort begangen, an
dem die Tat begangen ist, als auch an jedem Ort, an dem
der Teilnehmer gehandelt hat oder im Falle des Unterlas-
sens hätte handeln müssen oder an dem nach seiner Vor-
stellung die Tat begangen werden sollte. 2Hat der Teilneh-
mer an einer Auslandstat im Inland gehandelt, so gilt für

die Teilnahme das deutsche Strafrecht, auch wenn die Tat
nach dem Recht des Tatorts nicht mit Strafe bedroht ist.

§ 10. Sondervorschriften für Jugendliche und Heran-
wachsende. Für Taten von Jugendlichen und Heranwach-
senden gilt dieses Gesetz nur, soweit im Jugendgerichts-
gesetz nichts anderes bestimmt ist.

2. Titel: Sprachgebrauch

§ 11. Personen- und Sachbegriffe. (1) Im Sinne dieses
Gesetzes ist
1. Angehöriger:

wer zu den folgenden Personen gehört:
a) Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der

Ehegatte, der Verlobte, Geschwister, Ehegatten der
Geschwister, Geschwister der Ehegatten, und zwar
auch dann, wenn die Ehe, welche die Beziehung
begründet hat, nicht mehr besteht oder wenn die
Verwandtschaft oder Schwägerschaft erloschen ist,

b) Pflegeeltern und Pflegekinder;
2. Amtsträger:

wer nach deutschem Recht
a) Beamter oder Richter ist,
b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amts-

verhältnis steht oder
c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei

einer sonstigen Stelle oder in deren Auftrag Auf-
gaben der öffentlichen Verwaltung unbeschadet der
zur Aufgabenerfüllung gewählten Organisations-
form wahrzunehmen;

3. Richter:
wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehren-
amtlicher Richter ist;

4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter:
wer, ohne Amtsträger zu sein,
a) bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle,

die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahr-
nimmt, oder

b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammen-
schluß, Betrieb oder Unternehmen, die für eine
Behörde oder für eine sonstige Stelle Aufgaben der
öffentlichen Verwaltung ausführen,

beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte
Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines Ge-
setzes förmlich verpflichtet ist;

5. rechtswidrige Tat:
nur eine solche, die den Tatbestand eines Strafgesetzes
verwirklicht;

6. Unternehmen einer Tat:
deren Versuch und deren Vollendung;

7. Behörde:
auch ein Gericht;

8. Maßnahme:
jede Maßregel der Besserung und Sicherung, der Ver-
fall, die Einziehung und die Unbrauchbarmachung;

9. Entgelt:
jede in einem Vermögensvorteil bestehende Gegenlei-
stung.
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(2) Vorsätzlich im Sinne dieses Gesetzes ist eine Tat auch
dann, wenn sie einen gesetzlichen Tatbestand verwirklicht,
der hinsichtlich der Handlung Vorsatz voraussetzt, hin-
sichtlich einer dadurch verursachten besonderen Folge
jedoch Fahrlässigkeit ausreichen läßt.
(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Datenspei-
cher, Abbildungen und andere Darstellungen in denjenigen
Vorschriften gleich, die auf diesen Absatz verweisen.

§ 12. Verbrechen und Vergehen. (1) Verbrechen sind
rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß mit Freiheitsstrafe
von einem Jahr oder darüber bedroht sind.
(2) Vergehen sind rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß
mit einer geringeren Freiheitsstrafe oder die mit Geldstrafe
bedroht sind.
(3) Schärfungen oder Milderungen, die nach den Vorschrif-
ten des Allgemeinen Teils oder für besonders schwere oder
minder schwere Fälle vorgesehen sind, bleiben für die
Einteilung außer Betracht.

2. Abschnitt: Die Tat
1. Titel: Grundlagen der Strafbarkeit

§ 13. Begehen durch Unterlassen. (1) Wer es unterläßt,
einen Erfolg abzuwenden, der zum Tatbestand eines Straf-
gesetzes gehört, ist nach diesem Gesetz nur dann strafbar,
wenn er rechtlich dafür einzustehen hat, daß der Erfolg
nicht eintritt, und wenn das Unterlassen der Verwirkli-
chung des gesetzlichen Tatbestandes durch ein Tun ent-
spricht.
(2) Die Strafe kann nach § 49 Abs. 1 gemildert werden.

§ 14. Handeln für einen anderen. (1) Handelt jemand
1. als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen

Person oder als Mitglied eines solchen Organs,
2. als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer Perso-

nenhandelsgesellschaft oder
3. als gesetzlicher Vertreter eines anderen,
so ist ein Gesetz, nach dem besondere persönliche Eigen-
schaften, Verhältnisse oder Umstände (besondere persönli-
che Merkmale) die Strafbarkeit begründen, auch auf den
Vertreter anzuwenden, wenn diese Merkmale zwar nicht
bei ihm, aber bei dem Vertretenen vorliegen.
(2) 1Ist jemand von dem Inhaber eines Betriebs oder einem
sonst dazu Befugten
1. beauftragt, den Betrieb ganz oder zum Teil zu leiten,

oder
2. ausdrücklich beauftragt, in eigener Verantwortung Auf-

gaben wahrzunehmen, die dem Inhaber des Betriebs
obliegen,

und handelt er auf Grund dieses Auftrags, so ist ein Gesetz,
nach dem besondere persönliche Merkmale die Strafbarkeit
begründen, auch auf den Beauftragten anzuwenden, wenn
diese Merkmale zwar nicht bei ihm, aber bei dem Inhaber
des Betriebs vorliegen. 2Dem Betrieb im Sinne des Satzes
1 steht das Unternehmen gleich. 3Handelt jemand auf
Grund eines entsprechenden Auftrags für eine Stelle, die
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, so ist
Satz 1 sinngemäß anzuwenden.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn
die Rechtshandlung, welche die Vertretungsbefugnis oder
das Auftragsverhältnis begründen sollte, unwirksam ist.

§ 15. Vorsätzliches und fahrlässiges Handeln. Strafbar
ist nur vorsätzliches Handeln, wenn nicht das Gesetz fahr-
lässiges Handeln ausdrücklich mit Strafe bedroht.

§ 16. Irrtum über Tatumstände. (1) 1Wer bei Begehung
der Tat einen Umstand nicht kennt, der zum gesetzlichen
Tatbestand gehört, handelt nicht vorsätzlich. 2Die Strafbar-
keit wegen fahrlässiger Begehung bleibt unberührt.
(2) Wer bei Begehung der Tat irrig Umstände annimmt,
welche den Tatbestand eines milderen Gesetzes verwirkli-
chen würden, kann wegen vorsätzlicher Begehung nur nach
dem milderen Gesetz bestraft werden.

§ 17. Verbotsirrtum. 1Fehlt dem Täter bei Begehung der
Tat die Einsicht, Unrecht zu tun, so handelt er ohne Schuld,
wenn er diesen Irrtum nicht vermeiden konnte. 2Konnte der
Täter den Irrtum vermeiden, so kann die Strafe nach § 49
Abs. 1 gemildert werden.

§ 18. Schwerere Strafe bei besonderen Tatfolgen.
Knüpft das Gesetz an eine besondere Folge der Tat eine
schwerere Strafe, so trifft sie den Täter oder den Teilneh-
mer nur, wenn ihm hinsichtlich dieser Folge wenigstens
Fahrlässigkeit zur Last fällt.

§ 19. Schuldunfähigkeit des Kindes. Schuldunfähig ist,
wer bei Begehung der Tat noch nicht vierzehn Jahre alt ist.

§ 20. Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störungen.
Ohne Schuld handelt, wer bei Begehung der Tat wegen
einer krankhaften seelischen Störung, wegen einer tief-
greifenden Bewußtseinsstörung oder wegen Schwachsinns
oder einer schweren anderen seelischen Abartigkeit unfähig
ist, das Unrecht der Tat einzusehen oder nach dieser Ein-
sicht zu handeln.

§ 21. Verminderte Schuldfähigkeit. Ist die Fähigkeit des
Täters, das Unrecht der Tat einzusehen oder nach dieser
Einsicht zu handeln, aus einem der in § 20 bezeichneten
Gründe bei Begehung der Tat erheblich vermindert, so
kann die Strafe nach § 49 Abs. 1 gemildert werden.

2. Titel: Versuch

§ 22. Begriffsbestimmung. Eine Straftat versucht, wer
nach seiner Vorstellung von der Tat zur Verwirklichung
des Tatbestandes unmittelbar ansetzt.

§ 23. Strafbarkeit des Versuchs. (1) Der Versuch eines
Verbrechens ist stets strafbar, der Versuch eines Vergehens
nur dann, wenn das Gesetz es ausdrücklich bestimmt.
(2) Der Versuch kann milder bestraft werden als die voll-
endete Tat (§ 49 Abs. 1).
(3) Hat der Täter aus grobem Unverstand verkannt, daß der
Versuch nach der Art des Gegenstandes, an dem, oder des
Mittels, mit dem die Tat begangen werden sollte, überhaupt
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nicht zur Vollendung führen konnte, so kann das Gericht
von Strafe absehen oder die Strafe nach seinem Ermessen
mildern (§ 49 Abs. 2).

§ 24. Rücktritt. (1) 1Wegen Versuchs wird nicht bestraft,
wer freiwillig die weitere Ausführung der Tat aufgibt oder
deren Vollendung verhindert. 2Wird die Tat ohne Zutun des
Zurücktretenden nicht vollendet, so wird er straflos, wenn
er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, die Vollendung zu
verhindern.
(2) 1Sind an der Tat mehrere beteiligt, so wird wegen Ver-
suchs nicht bestraft, wer freiwillig die Vollendung verhin-
dert. 2Jedoch genügt zu seiner Straflosigkeit sein freiwil-
liges und ernsthaftes Bemühen, die Vollendung der Tat zu
verhindern, wenn sie ohne sein Zutun nicht vollendet oder
unabhängig von seinem früheren Tatbeitrag begangen wird.

3. Titel: Täterschaft und Teilnahme

§ 25. Täterschaft. (1) Als Täter wird bestraft, wer die
Straftat selbst oder durch einen anderen begeht.
(2) Begehen mehrere die Straftat gemeinschaftlich, so wird
jeder als Täter bestraft (Mittäter).

§ 26. Anstiftung. Als Anstifter wird gleich einem Täter
bestraft, wer vorsätzlich einen anderen zu dessen vorsätz-
lich begangener rechtswidriger Tat bestimmt hat.

§ 27. Beihilfe. (1) Als Gehilfe wird bestraft, wer vorsätz-
lich einem anderen zu dessen vorsätzlich begangener
rechtswidriger Tat Hilfe geleistet hat.
(2) 1Die Strafe für den Gehilfen richtet sich nach der Straf-
drohung für den Täter. 2Sie ist nach § 49 Abs. 1 zu mildern.

§ 28. Besondere persönliche Merkmale. (1) Fehlen be-
sondere persönliche Merkmale (§ 14 Abs. 1), welche die
Strafbarkeit des Täters begründen, beim Teilnehmer (An-
stifter oder Gehilfe), so ist dessen Strafe nach § 49 Abs. 1
zu mildern.
(2) Bestimmt das Gesetz, daß besondere persönliche
Merkmale die Strafe schärfen, mildern oder ausschließen,
so gilt das nur für den Beteiligten (Täter oder Teilnehmer),
bei dem sie vorliegen.

§ 29. Selbständige Strafbarkeit des Beteiligten. Jeder
Beteiligte wird ohne Rücksicht auf die Schuld des anderen
nach seiner Schuld bestraft.

§ 30. Versuch der Beteiligung. (1) 1Wer einen anderen zu
bestimmen versucht, ein Verbrechen zu begehen oder zu
ihm anzustiften, wird nach den Vorschriften über den Ver-
such des Verbrechens bestraft. 2Jedoch ist die Strafe nach
§ 49 Abs. 1 zu mildern. 3§ 23 Abs. 3 gilt entsprechend.
(2) Ebenso wird bestraft, wer sich bereit erklärt, wer das
Erbieten eines anderen annimmt oder wer mit einem ande-
ren verabredet, ein Verbrechen zu begehen oder zu ihm
anzustiften.

§ 31. Rücktritt vom Versuch der Beteiligung. (1) Nach
§ 30 wird nicht bestraft, wer freiwillig

1. den Versuch aufgibt, einen anderen zu einem Verbre-
chen zu bestimmen, und eine etwa bestehende Gefahr,
daß der andere die Tat begeht, abwendet,

2. nachdem er sich zu einem Verbrechen bereit erklärt
hatte, sein Vorhaben aufgibt oder,

3. nachdem er ein Verbrechen verabredet oder das Erbie-
ten eines anderen zu einem Verbrechen angenommen
hatte, die Tat verhindert.

(2) Unterbleibt die Tat ohne Zutun des Zurücktretenden
oder wird sie unabhängig von seinem früheren Verhalten
begangen, so genügt zu seiner Straflosigkeit sein freiwil-
liges und ernsthaftes Bemühen, die Tat zu verhindern.

4. Titel: Notwehr und Notstand

§ 32. Notwehr. (1) Wer eine Tat begeht, die durch Not-
wehr geboten ist, handelt nicht rechtswidrig.
(2) Notwehr ist die Verteidigung, die erforderlich ist, um
einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder
einem anderen abzuwenden.

§ 33. Überschreitung der Notwehr. Überschreitet der
Täter die Grenzen der Notwehr aus Verwirrung, Furcht
oder Schrecken, so wird er nicht bestraft.

§ 34. Rechtfertigender Notstand. 1Wer in einer gegen-
wärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben,
Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut
eine Tat begeht, um die Gefahr von sich oder einem ande-
ren abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Ab-
wägung der widerstreitenden Interessen, namentlich der
betroffenen Rechtsgüter und des Grades der ihnen drohen-
den Gefahren, das geschützte Interesse das beeinträchtigte
wesentlich überwiegt. 2Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat
ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden.

§ 35. Entschuldigender Notstand. (1) 1Wer in einer ge-
genwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben,
Leib oder Freiheit eine rechtswidrige Tat begeht, um die
Gefahr von sich, einem Angehörigen oder einer anderen
ihm nahestehenden Person abzuwenden, handelt ohne
Schuld. 2Dies gilt nicht, soweit dem Täter nach den Um-
ständen, namentlich weil er die Gefahr selbst verursacht hat
oder weil er in einem besonderen Rechtsverhältnis stand,
zugemutet werden konnte, die Gefahr hinzunehmen; jedoch
kann die Strafe nach § 49 Abs. 1 gemildert werden, wenn
der Täter nicht mit Rücksicht auf ein besonderes Rechts-
verhältnis die Gefahr hinzunehmen hatte.
(2) 1Nimmt der Täter bei Begehung der Tat irrig Umstände
an, welche ihn nach Absatz 1 entschuldigen würden, so
wird er nur dann bestraft, wenn er den Irrtum vermeiden
konnte. 2Die Strafe ist nach § 49 Abs. 1 zu mildern.

5. Abschnitt: Verjährung
1. Titel: Verfolgungsverjährung

§ 78. Verjährungsfrist. (1) 1Die Verjährung schließt die
Ahndung der Tat und die Anordnung von Maßnahmen
(§ 11 Abs. 1 Nr. 8) aus. 2§ 76a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bleibt
unberührt.
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(2) Verbrechen nach § 220a (Völkermord) und nach § 211
(Mord) verjähren nicht.
(3) Soweit die Verfolgung verjährt, beträgt die Verjäh-
rungsfrist
1. dreißig Jahre bei Taten, die mit lebenslanger Freiheits-

strafe bedroht sind,
2. zwanzig Jahre bei Taten, die im Höchstmaß mit Frei-

heitsstrafen von mehr als zehn Jahren bedroht sind,
3. zehn Jahre bei Taten, die im Höchstmaß mit Freiheits-

strafen von mehr als fünf Jahren bis zu zehn Jahren be-
droht sind,

4. fünf Jahre bei Taten, die im Höchstmaß mit Freiheits-
strafen von mehr als einem Jahr bis zu fünf Jahren be-
droht sind,

5. drei Jahre bei den übrigen Taten.
(4) Die Frist richtet sich nach der Strafdrohung des Ge-
setzes, dessen Tatbestand die Tat verwirklicht, ohne Rück-
sicht auf Schärfungen oder Milderungen, die nach den
Vorschriften des Allgemeinen Teils oder für besonders
schwere oder minder schwere Fälle vorgesehen sind.

§ 78a. Beginn. 1Die Verjährung beginnt, sobald die Tat
beendet ist. 2Tritt ein zum Tatbestand gehörender Erfolg
erst später ein, so beginnt die Verjährung mit diesem Zeit-
punkt.

§ 78b. Ruhen. (1) Die Verjährung ruht
1. bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjahres des

Opfers bei Straftaten nach den §§ 176 bis 179,
2. solange nach dem Gesetz die Verfolgung nicht begon-

nen oder nicht fortgesetzt werden kann; dies gilt nicht,
wenn die Tat nur deshalb nicht verfolgt werden kann,
weil Antrag, Ermächtigung oder Strafverlangen fehlen.

(2) Steht der Verfolgung entgegen, daß der Täter Mitglied
des Bundestages oder eines Gesetzgebungsorgans eines
Landes ist, so beginnt die Verjährung erst mit Ablauf des
Tages zu ruhen, an dem
1. die Staatsanwaltschaft oder eine Behörde oder ein Be-

amter des Polizeidienstes von der Tat und der Person
des Täters Kenntnis erlangt oder

2. eine Strafanzeige oder ein Strafantrag gegen den Täter
angebracht wird (§ 158 der Strafprozeßordnung).

(3) Ist vor Ablauf der Verjährungsfrist ein Urteil des ersten
Rechtszuges ergangen, so läuft die Verjährungsfrist nicht
vor dem Zeitpunkt ab, in dem das Verfahren rechtskräftig
abgeschlossen ist.
(4) Droht das Gesetz strafschärfend für besonders schwere
Fälle Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren an und ist das
Hauptverfahren vor dem Landgericht eröffnet worden, so
ruht die Verjährung in den Fällen des § 78 Abs. 3 Nr. 4 ab
Eröffnung des Hauptverfahrens, höchstens jedoch für einen
Zeitraum von fünf Jahren; Absatz 3 bleibt unberührt.

§ 78c. Unterbrechung. (1) 1Die Verjährung wird unterbro-
chen durch
1. die erste Vernehmung des Beschuldigten, die Be-

kanntgabe, daß gegen ihn das Ermittlungsverfahren
eingeleitet ist, oder die Anordnung dieser Verneh-
mung oder Bekanntgabe,

2. jede richterliche Vernehmung des Beschuldigten oder
deren Anordnung,

3. jede Beauftragung eines Sachverständigen durch den
Richter oder Staatsanwalt, wenn vorher der Beschul-
digte vernommen oder ihm die Einleitung des Ermitt-
lungsverfahrens bekanntgegeben worden ist,

4. jede richterliche Beschlagnahme- oder Durchsu-
chungsanordnung und richterliche Entscheidungen,
welche diese aufrechterhalten,

5. den Haftbefehl, den Unterbringungsbefehl, den Vor-
führungsbefehl und richterliche Entscheidungen, wel-
che diese aufrechterhalten,

6. die Erhebung der öffentlichen Klage,
7. die Eröffnung des Hauptverfahrens,
8. jede Anberaumung einer Hauptverhandlung,
9. den Strafbefehl oder eine andere dem Urteil entspre-

chende Entscheidung,
10. die vorläufige gerichtliche Einstellung des Verfahrens

wegen Abwesenheit des Angeschuldigten sowie jede
Anordnung des Richters oder Staatsanwalts, die nach
einer solchen Einstellung des Verfahrens oder im
Verfahren gegen Abwesende zur Ermittlung des
Aufenthalts des Angeschuldigten oder zur Sicherung
von Beweisen ergeht,

11. die vorläufige gerichtliche Einstellung des Verfahrens
wegen Verhandlungsunfähigkeit des Angeschuldigten
sowie jede Anordnung des Richters oder
Staatsanwalts, die nach einer solchen Einstellung des
Verfahrens zur Überprüfung der Verhandlungsfähig-
keit des Angeschuldigten ergeht, oder

12. jedes richterliche Ersuchen, eine Untersuchungshand-
lung im Ausland vorzunehmen.

2Im Sicherungsverfahren und im selbständigen Verfahren
wird die Verjährung durch die dem Satz 1 entsprechenden
Handlungen zur Durchführung des Sicherungsverfahrens
oder des selbständigen Verfahrens unterbrochen.
(2) 1Die Verjährung ist bei einer schriftlichen Anordnung
oder Entscheidung in dem Zeitpunkt unterbrochen, in dem
die Anordnung oder Entscheidung unterzeichnet wird. 2Ist
das Schriftstück nicht alsbald nach der Unterzeichnung in
den Geschäftsgang gelangt, so ist der Zeitpunkt maßge-
bend, in dem es tatsächlich in den Geschäftsgang gegeben
worden ist.
(3) 1Nach jeder Unterbrechung beginnt die Verjährung von
neuem. 2Die Verfolgung ist jedoch spätestens verjährt,
wenn seit dem in § 78a bezeichneten Zeitpunkt das Dop-
pelte der gesetzlichen Verjährungsfrist und, wenn die Ver-
jährungsfrist nach besonderen Gesetzen kürzer ist als drei
Jahre, mindestens drei Jahre verstrichen sind. 3§ 78b bleibt
unberührt.
(4) Die Unterbrechung wirkt nur gegenüber demjenigen,
auf den sich die Handlung bezieht.
(5) Wird ein Gesetz, das bei der Beendigung der Tat gilt,
vor der Entscheidung geändert und verkürzt sich hierdurch
die Frist der Verjährung, so bleiben Unterbrechungshand-
lungen, die vor dem Inkrafttreten des neuen Rechts vor-
genommen worden sind, wirksam, auch wenn im Zeitpunkt
der Unterbrechung die Verfolgung nach dem neuen Recht
bereits verjährt gewesen wäre.



Wilhelm, DSA 2000 - 4.3: "Vergangenheitsbewältigung durch Recht" - Materialien30

BESONDERER TEIL
16. Abschnitt: Straftaten gegen das Leben

§ 211. Mord. (1) Der Mörder wird mit lebenslanger Frei-
heitsstrafe bestraft.
(2) Mörder ist, wer
aus Mordlust, zur Befriedigung des Geschlechtstriebs, aus
Habgier oder sonst aus niedrigen Beweggründen,
heimtückisch oder grausam oder mit gemeingefährlichen
Mitteln oder
um eine andere Straftat zu ermöglichen oder zu verdecken,
einen Menschen tötet.

§ 212. Totschlag. (1) Wer einen Menschen tötet, ohne
Mörder zu sein, wird als Totschläger mit Freiheitsstrafe
nicht unter fünf Jahren bestraft.
(2) In besonders schweren Fällen ist auf lebenslange Frei-
heitsstrafe zu erkennen.

§ 213. Minder schwerer Fall des Totschlags. War der
Totschläger ohne eigene Schuld durch eine ihm oder einem
Angehörigen zugefügte Mißhandlung oder schwere Belei-
digung von dem getöteten Menschen zum Zorn gereizt und
hierdurch auf der Stelle zur Tat hingerissen worden oder
liegt sonst ein minder schwerer Fall vor, so ist die Strafe
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren.

§ 221. Aussetzung. (1) Wer einen Menschen
1. in eine hilflose Lage versetzt oder
2. in einer hilflosen Lage im Stich läßt, obwohl er ihn in

seiner Obhut hat oder ihm sonst beizustehen verpflich-
tet ist,

und ihn dadurch der Gefahr des Todes oder einer schweren
Gesundheitsschädigung aussetzt, wird mit Freiheitsstrafe
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.
(2) Auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren
ist zu erkennen, wenn der Täter
1. die Tat gegen sein Kind oder eine Person begeht, die

ihm zur Erziehung oder zur Betreuung in der Lebens-
führung anvertraut ist, oder

2. durch die Tat eine schwere Gesundheitsschädigung des
Opfers verursacht.

(3) Verursacht der Täter durch die Tat den Tod des Opfers,
so ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren.
(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 2 ist auf Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, in minder
schweren Fällen des Absatzes 3 auf Freiheitsstrafe von
einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen.

§ 222. Fahrlässige Tötung. Wer durch Fahrlässigkeit den
Tod eines Menschen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

17. Abschnitt: Straftaten gegen die
körperliche Unversehrtheit

§ 223. Körperverletzung. (1) Wer eine andere Person
körperlich mißhandelt oder an der Gesundheit schädigt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 224. Gefährliche Körperverletzung. (1) Wer die Kör-
perverletzung
1. durch Beibringung von Gift oder anderen gesundheits-

schädlichen Stoffen,
2. mittels einer Waffe oder eines anderen gefährlichen

Werkzeugs,
3. mittels eines hinterlistigen Überfalls,
4. mit einem anderen Beteiligten gemeinschaftlich oder
5. mittels einer das Leben gefährdenden Behandlung
begeht, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu
zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit Freiheitsstrafe
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 226. Schwere Körperverletzung. (1) Hat die Körper-
verletzung zur Folge, daß die verletzte Person
1. das Sehvermögen auf einem Auge oder beiden Augen,

das Gehör, das Sprechvermögen oder die Fortpflan-
zungsfähigkeit verliert,

2. ein wichtiges Glied des Körpers verliert oder dauernd
nicht mehr gebrauchen kann oder

3. in erheblicher Weise dauernd entstellt wird oder in
Siechtum, Lähmung oder geistige Krankheit oder Be-
hinderung verfällt,

so ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn
Jahren.
(2) Verursacht der Täter eine der in Absatz 1 bezeichneten
Folgen absichtlich oder wissentlich, so ist die Strafe Frei-
heitsstrafe nicht unter drei Jahren.
(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, in minder
schweren Fällen des Absatzes 2 auf Freiheitsstrafe von
einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen.

§ 227. Körperverletzung mit Todesfolge. (1) Verursacht
der Täter durch die Körperverletzung (§§ 223 bis 226) den
Tod der verletzten Person, so ist die Strafe Freiheitsstrafe
nicht unter drei Jahren.
(2) In minder schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe von
einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen.

§ 228. Einwilligung. Wer eine Körperverletzung mit Einwil-
ligung der verletzten Person vornimmt, handelt nur dann
rechtswidrig, wenn die Tat trotz der Einwilligung gegen die
guten Sitten verstößt.

§ 229. Fahrlässige Körperverletzung. Wer durch Fahrläs-
sigkeit die Körperverletzung einer anderen Person verur-
sacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.

§ 230. Strafantrag. (1) 1Die vorsätzliche Körperverletzung
nach § 223 und die fahrlässige Körperverletzung nach § 229
werden nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Straf-
verfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen
Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts
wegen für geboten hält. 2Stirbt die verletzte Person, so geht
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bei vorsätzlicher Körperverletzung das Antragsrecht nach
§ 77 Abs. 2 auf die Angehörigen über.
(2) 1Ist die Tat gegen einen Amtsträger, einen für den öffent-
lichen Dienst besonders Verpflichteten oder einen Soldaten
der Bundeswehr während der Ausübung seines Dienstes oder
in Beziehung auf seinen Dienst begangen, so wird sie auch
auf Antrag des Dienstvorgesetzten verfolgt. 2Dasselbe gilt für
Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesell-
schaften des öffentlichen Rechts.

18. Abschnitt: Straftaten gegen die persönliche Freiheit

§ 234a. Verschleppung. (1) Wer einen anderen durch List,
Drohung oder Gewalt in ein Gebiet außerhalb des räumlichen
Geltungsbereichs dieses Gesetzes verbringt oder veranlaßt,
sich dorthin zu begeben, oder davon abhält, von dort zurück-
zukehren, und dadurch der Gefahr aussetzt, aus politischen
Gründen verfolgt zu werden und hierbei im Widerspruch zu
rechtsstaatlichen Grundsätzen durch Gewalt- oder Willkür-
maßnahmen Schaden an Leib oder Leben zu erleiden, der
Freiheit beraubt oder in seiner beruflichen oder wirtschaftli-
chen Stellung empfindlich beeinträchtigt zu werden, wird mit
Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.
(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe
von drei Monaten bis zu fünf Jahren.
(3) Wer eine solche Tat vorbereitet, wird mit Freiheitsstrafe
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

§ 239. Freiheitsberaubung. (1) Wer einen Menschen ein-
sperrt oder auf andere Weise der Freiheit beraubt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren ist
zu erkennen, wenn der Täter
1. das Opfer länger als eine Woche der Freiheit beraubt oder
2. durch die Tat oder eine während der Tat begangene

Handlung eine schwere Gesundheitsschädigung des Op-
fers verursacht.

(4) Verursacht der Täter durch die Tat oder eine während der
Tat begangene Handlung den Tod des Opfers, so ist die Stra-
fe Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren.
(5) In minder schweren Fällen des Absatzes 3 ist auf Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, in minder
schweren Fällen des Absatzes 4 auf Freiheitsstrafe von einem
Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen.

§ 241a. Politische Verdächtigung. (1) Wer einen anderen
durch eine Anzeige oder eine Verdächtigung der Gefahr
aussetzt, aus politischen Gründen verfolgt zu werden und
hierbei im Widerspruch zu rechtsstaatlichen Grundsätzen
durch Gewalt- oder Willkürmaßnahmen Schaden an Leib
oder Leben zu erleiden, der Freiheit beraubt oder in seiner
beruflichen oder wirtschaftlichen Stellung empfindlich beein-
trächtigt zu werden, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Mitteilung über einen
anderen macht oder übermittelt und ihn dadurch der in Ab-
satz 1 bezeichneten Gefahr einer politischen Verfolgung
aussetzt.
(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) Wird in der Anzeige, Verdächtigung oder Mitteilung
gegen den anderen eine unwahre Behauptung aufgestellt oder
ist die Tat in der Absicht begangen, eine der in Absatz 1
bezeichneten Folgen herbeizuführen, oder liegt sonst ein
besonders schwerer Fall vor, so kann auf Freiheitsstrafe von
einem Jahr bis zu zehn Jahren erkannt werden.

30. Abschnitt: Straftaten im Amt

§ 339. Rechtsbeugung. Ein Richter, ein anderer Amtsträger
oder ein Schiedsrichter, welcher sich bei der Leitung oder
Entscheidung einer Rechtssache zugunsten oder zum Nacht-
eil einer Partei einer Beugung des Rechts schuldig macht,
wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren
bestraft.

Anm: § 339 StGB n.F. entspricht § 336 StGB a.F.

§ 340. Körperverletzung im Amt. (1) 1Ein Amtsträger, der
während der Ausübung seines Dienstes oder in Beziehung
auf seinen Dienst eine Körperverletzung begeht oder begehen
läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf
Jahren bestraft. 2In minder schweren Fällen ist die Strafe
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe.
(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Die §§ 224 bis 229 gelten für Straftaten nach Absatz 1
Satz 1 entsprechend."

7a) Auszug aus dem Wehrstrafgesetzbuch (WStG)

"§ 5 WStG. Handeln auf Befehl. (1) Begeht ein Untergebe-
ner eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Straf-
gesetzes verwirklicht, auf Befehl, so trifft ihn eine Schuld
nur, wenn er erkennt, daß es sich um eine rechtswidrige Tat
handelt oder dies nach den ihm bekannten Umständen offen-
sichtlich ist.
(2) Ist die Schuld des Untergebenen mit Rücksicht auf die
besondere Lage, in der er sich bei der Ausführung des Be-
fehls befand, gering, so kann das Gericht die Strafe nach § 49
Abs. 1 des Strafgesetzbuches mildern, bei Vergehen auch
von Strafe absehen."
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III. Völkerrechtliche Rechtsvorschriften

8) Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10.12.
1948

"PRÄAMBEL. Da die Anerkennung der angeborenen Würde und der
gleichen und unveräußerlichen Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft
der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in
der Welt bildet,
da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten
der Barbarei geführt haben, die das Gewissen der Menschheit mit Empö-
rung erfüllen, und da verkündet worden ist, daß einer Welt, in der die
Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not
genießen, das höchste Streben des Menschen gilt,
da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rech-
tes zu schützen, damit der Mensch nicht gezwungen wird, als letztes
Mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung zu greifen,
da es notwendig ist, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen
zwischen den Nationen zu fördern,
da die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die
grundlegenden Menschenrechte, an die Würde und den Wert der mensch-
lichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut
bekräftigt und beschlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere
Lebensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern,
da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit
den Vereinten Nationen auf die allgemeine Achtung und Einhaltung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten hinzuwirken,
da ein gemeinsames Verständnis dieser Rechte und Freiheiten von größ-
ter Wichtigkeit für die volle Erfüllung dieser Verpflichtung ist,

verkündet die Generalversammlung
diese Allgemeine Erklärung der Menschenrechte als das von allen Völ-
kern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal, damit jeder einzelne
und alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklärung stets gegenwärtig
halten und sich bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung
vor diesen Rechten und Freiheiten zu fördern und durch fortschreitende
nationale und internationale Maßnahmen ihre allgemeine und tatsächliche
Anerkennung und Einhaltung durch die Bevölkerung der Mitgliedstaaten
selbst wie auch durch die Bevölkerung der ihrer Hoheitsgewalt unter-
stehenden Gebiete zu gewährleisten.

Art. 1. Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und
Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen
begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit
begegnen.

Art. 2. Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung
verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeinen Un-
terschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Spra-
che, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, na-
tionaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder
sonstigem Stand.
Des weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf
Grund der politischen, rechtlichen oder internationalen
Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person ange-
hört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter Treuhand-
schaft steht, keine Selbstregierung besitzt oder sonst in
seiner Souveränität eingeschränkt ist.

Art. 3. Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicher-
heit der Person.

Art. 4. Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft
gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel in allen
ihren Formen sind verboten.

Art. 5. Niemand darf der Folter oder grausamer, un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
unterworfen werden.

Art. 6. Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig aner-
kannt zu werden.

Art. 7. Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und
haben ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Schutz
durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz
gegen jede Diskriminierung, die gegen diese Erklärung
verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu einer derartigen
Diskriminierung.

Art. 8. Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechts-
behelf bei den zuständigen innerstaatlichen Gerichten ge-
gen Handlungen, durch die seine ihm nach der Verfassung
oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzt
werden.

Art. 9. Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft
gehalten oder des Landes verwiesen werden.

Art. 10. Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und
Pflichten sowie bei einer gegen ihn erhobenen strafrecht-
lichen Beschuldigung in voller Gleichheit Anspruch auf ein
gerechtes und öffentliches Verfahren vor einem unabhängi-
gen und unparteiischen Gericht.

Art. 11. (1) Jeder, der einer strafbaren Handlung beschul-
digt wird, hat das Recht, als unschuldig zu gelten, solange
seine Schuld nicht in einem öffentlichen Verfahren, in dem
er alle für seine Verteidigung notwendigen Garantien ge-
habt hat, gemäß dem Gesetz nachgewiesen ist.
(2) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung
verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung nach inner-
staatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war.
Ebenso darf keine schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt
der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte Strafe
verhängt werden.

Art. 12. Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein
Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen
Schriftverkehr oder Beeinträchtigungen seiner Ehre und
seines Rufes ausgesetzt werden. Jeder hat Anspruch auf
rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträch-
tigungen.

Art. 13. (1) Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staa-
tes frei zu bewegen und seinen Aufenthaltsort frei zu wäh-
len.
(2) Jeder hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines
eigenen, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren.

Art. 14. (1) Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor
Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen.
(2) Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen wer-
den im Falle einer Strafverfolgung, die tatsächlich auf
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Grund von Verbrechen nichtpolitischer Art oder auf Grund
von Handlungen erfolgt, die gegen die Ziele und Grundsät-
ze der Vereinten Nationen verstoßen.

Art. 15. (1) Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehörig-
keit.
(2) Niemandem darf seine Staatsangehörigkeit willkürlich
entzogen noch das Recht versagt werden, seine Staatsan-
gehörigkeit zu wechseln.

Art. 16. (1) Heiratsfähige Männer und Frauen haben ohne
jede Beschränkung auf Grund der Rasse, der Staatsange-
hörigkeit oder der Religion das Recht, zu heiraten und eine
Familie zu gründen. Sie haben bei der Eheschließung, wäh-
rend der Ehe und bei deren Auflösung gleiche Rechte.
(2) Eine Ehe darf nur bei freier und uneingeschränkter
Willenseinigung der künftigen Ehegatten geschlossen wer-
den.
(3) Die Familie ist die natürliche Grundeinheit der Gesell-
schaft und hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und
Staat.

Art. 17. (1) Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in
Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezuhaben.
(2) Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt
werden.

Art. 18. Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens-
und Religionsfreiheit; dieses Recht schließt die Freiheit ein,
seine Religion oder seine Weltanschauung zu wechseln,
sowie die Freiheit, seine Religion oder seine Weltanschau-
ung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich
oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Kult-
handlungen zu bekennen.

Art. 19. Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie
Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein,
Meinungen ungehindert anzuhängen sowie über Medien
jeder Art und ohne Rücksicht auf Grenzen Informationen
und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu ver-
breiten.

Art. 20. (1) Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich
zu versammeln und zu Vereinigungen zusammenzuschlie-
ßen.
(2) Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung
anzugehören.

Art. 21. (1) Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der
öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittelbar
oder durch frei gewählte Vertreter mitzuwirken.
(2) Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen
Ämtern in seinem Lande.
(3) Der Wille des Volkes bildet die Grundlage für die Au-
torität der öffentlichen Gewalt; dieser Wille muß durch
regelmäßige, unverfälschte, allgemeine und gleiche Wahlen
mit geheimer Stimmabgabe oder einem gleichwertigen
freien Wahlverfahren zum Ausdruck kommen.

Art. 22. Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das Recht
auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf, durch inner-
staatliche Maßnahmen und internationale Zusammenarbeit
sowie unter Berücksichtigung der Organisation und der
Mittel jedes Staates in den Genuß der wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die für seine
Würde und die freie Entwicklung seiner Persönlichkeit
unentbehrlich sind.

Art. 23. (1) Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Be-
rufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingun-
gen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit.
(2) Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen
Lohn für gleiche Arbeit.
(3) Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und be-
friedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine
der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert,
gegebenenfalls ergänzt durch andere soziale
Schutzmaßnahmen.
(4) Jeder hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen
Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten.

Art. 24. Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und
insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der Arbeits-
zeit und regelmäßigen bezahlten Urlaub.

Art. 25. (1) Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard,
der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl gewähr-
leistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärzt-
liche Versorgung und notwendige soziale Leistungen, so-
wie das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit,
Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei
anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unver-
schuldete Umstände.
(2) Mütter und Kinder haben Anspruch auf besondere Für-
sorge und Unterstützung. Alle Kinder, eheliche wie außer-
eheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz.

Art. 26. (1) Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung
ist unentgeltlich, zum mindesten der Grundschulunterricht
und die grundlegende Bildung. Der Grundschulunterricht
ist obligatorisch. Fach- und Berufsschulunterricht müssen
allgemein verfügbar gemacht werden, und der Hochschul-
unterricht muß allen gleichermaßen entsprechend ihren
Fähigkeiten offenstehen.
(2) Die Bildung muß auf die volle Entfaltung der mensch-
lichen Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor
den Menschenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein.
Sie muß zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft zwi-
schen allen Nationen und allen rassischen oder religiösen
Gruppen beitragen und der Tätigkeit der Vereinten Natio-
nen für die Wahrung des Friedens förderlich sein.
(3) Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der
Bildung zu wählen, die ihren Kindern zuteil werden soll.

Art. 27. (1) Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben der
Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den Künsten zu
erfreuen und am wissenschaftlichen Fortschritt und dessen
Errungenschaften teilzuhaben.
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(2) Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und ma-
teriellen Interessen, die ihm als Urheber von Werken der
Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen.

Art. 28. Jeder hat Anspruch auf eine soziale und interna-
tionale Ordnung, in der die in dieser Erklärung verkündeten
Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können.

Art. 29. (1) Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemein-
schaft, in der allein die freie und volle Entfaltung seiner
Persönlichkeit möglich ist.
(2) Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten
nur den Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz aus-
schließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und
Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und
den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen
Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokrati-
schen Gesellschaft zu genügen.
(3) Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im
Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten
Nationen ausgeübt werden.

Art. 30. Keine Bestimmung dieser Erklärung darf dahin
ausgelegt werden, daß sie für einen Staat, eine Gruppe oder
eine Person irgendein Recht begründet, eine Tätigkeit aus-
zuüben oder eine Handlung zu begehen, welche die Beseiti-
gung der in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Frei-
heiten zum Ziel hat."

9) Auszug aus dem Internationalen Pakt über bürgerliche
und politische Rechte (IPBR) v. 19.12.1966 (BGBl.
1973 II, 1534; völkerrechtlich in Kraft seit 23.3.1976)

"Art. 7. Niemand darf der Folter oder grausamer, un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
unterworfen werden. Insbesondere darf niemand ohne seine
freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissenschaftli-
chen Versuchen unterworfen werden.

Art. 12. (1) Jedermann, der sich rechtmäßig im Hoheits-
gebiet eines Staates aufhält, hat das Recht, sich dort frei zu
bewegen und seinen Wohnsitz frei zu wählen.
(2) Jedermann steht es frei, jedes Land einschließlich seines
eigenen zu verlassen.
(3) Die oben erwähnten Rechte dürfen nur eingeschränkt
werden, wenn dies gesetzlich vorgesehen und zum Schutz
der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre
public), der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit
oder der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist und
die Einschränkungen mit den übrigen in diesem Pakt aner-
kannten Rechten vereinbar sind.
(4) Niemand darf willkürlich das Recht entzogen werden,
in sein eigenes Land einzureisen.

Art. 14. (1) Alle Menschen sind vor Gericht gleich. Jeder-
mann hat Anspruch darauf, daß über eine gegen ihn erho-
bene strafrechtliche Anklage oder seine zivilrechtlichen
Ansprüche und Verpflichtungen durch ein zuständiges,
unabhängiges, unparteiisches und auf Gesetz beruhendes
Gericht in billiger Weise und öffentlich verhandelt wird.

Aus Gründen der Sittlichkeit, der öffentlichen Ordnung
(ordre public) oder der nationalen Sicherheit in einer demo-
kratischen Gesellschaft oder wenn es im Interesse des Pri-
vatlebens der Parteien erforderlich ist oder - soweit dies
nach Auffassung des Gerichts unbedingt erforderlich ist -
unter besonderen Umständen, in denen die Öffentlichkeit
des Verfahrens die Interessen der Gerechtigkeit beeinträch-
tigen würde, können Presse und Öffentlichkeit während der
ganzen oder eines Teils der Verhandlung ausgeschlossen
werden; jedes Urteil in einer Straf- oder Zivilsache ist je-
doch öffentlich zu verkünden, sofern nicht die Interessen
Jugendlicher dem entgegenstehen oder das Verfahren Ehe-
streitigkeiten oder die Vormundschaft über Kinder betrifft.
(2) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat
Anspruch darauf, bis zu dem im gesetzlichen Verfahren
erbrachten Nachweis seiner Schuld als unschuldig zu gel-
ten.
(3) Jeder wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte hat
in gleicher Weise im Verfahren Anspruch auf folgende
Mindestgarantien:
a) Er ist unverzüglich und im einzelnen in einer ihm ver-

ständlichen Sprache über Art und Grund der gegen ihn
erhobenen Anklage zu unterrichten;

b) er muß hinreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbe-
reitung seiner Verteidigung und zum Verkehr mit einem
Verteidiger seiner Wahl haben;

c) es muß ohne unangemessene Verzögerung ein Urteil
gegen ihn ergehen;

d) er hat das Recht, bei der Verhandlung anwesend zu sein
und sich selbst zu verteidigen oder durch einen Vertei-
diger seiner Wahl verteidigen zu lassen; falls er keinen
Verteidiger hat, ist er über das Recht, einen Verteidiger
in Anspruch zu nehmen, zu unterrichten; fehlen ihm die
Mittel zur Bezahlung eines Verteidigers, so ist ihm ein
Verteidiger unentgeltlich zu bestellen, wenn dies im
Interesse der Rechtspflege erforderlich ist;

e) er darf Fragen an die Belastungszeugen stellen oder
stellen lassen und das Erscheinen und die Vernehmung
der Entlastungszeugen unter den für die Belastungs-
zeugen geltenden Bedingungen erwirken;

f) er kann die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmet-
schers verlangen, wenn er die Verhandlungssprache des
Gerichts nicht versteht oder spricht;

g) er darf nicht gezwungen werden, gegen sich selbst als
Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu bekennen.

(4) Gegen Jugendliche ist das Verfahren in einer Weise zu
führen, die ihrem Alter entspricht und ihre Wiedereinglie-
derung in die Gesellschaft fördert.
(5) Jeder, der wegen einer strafbaren Handlung verurteilt
worden ist, hat das Recht, das Urteil entsprechend dem
Gesetz durch ein höheres Gericht nachprüfen zu lassen.
(6) Ist jemand wegen einer strafbaren Handlung rechtskräftig
verurteilt und ist das Urteil später aufgehoben oder der Ver-
urteilte begnadigt worden, weil eine neue oder eine neu be-
kannt gewordene Tatsache schlüssig beweist, daß ein Fehl-
urteil vorlag, so ist derjenige, der aufgrund eines solchen
Urteils eine Strafe verbüßt hat, entsprechend dem Gesetz zu
entschädigen, sofern nicht nachgewiesen wird, daß das nicht
rechtzeitige Bekanntwerden der betreffenden Tatsache ganz
oder teilweise ihm zuzuschreiben ist.
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(7) Niemand darf wegen einer strafbaren Handlung, wegen
der er bereits nach dem Gesetz und dem Strafverfahrensrecht
des jeweiligen Landes rechtskräftig verurteilt oder freige-
sprochen worden ist, erneut verfolgt oder bestraft werden.

Art. 15. (1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Un-
terlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer Begehung
nach inländischem oder nach internationalem Recht nicht
strafbar war. Ebenso darf keine schwerere Strafe als die im
Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung angedrohte
Strafe verhängt werden. Wird nach Begehung einer strafba-
ren Handlung durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, so
ist das mildere Gesetz anzuwenden.
(2) Dieser Artikel schließt die Verurteilung oder Bestrafung
einer Person wegen einer Handlung oder Unterlassung nicht
aus, die im Zeitpunkt ihrer Begehung nach den von der Völ-
kergemeinschaft anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätzen
strafbar war."

Anm.: Nach Art. 4 Abs. 2 dürfen Artt. 7, 15 im Falle eines
öffentlichen Notstandes nicht außer Kraft gesetzt werden. -
Der IPBR wurde durch die DDR am 8.11.1973 ratifiziert
(GBl. II 1974, 57), allerdings nicht gem. § 51 DDR-Verfas-
sung (1968), sondern gem. Abschn. IV Nr. 1 u. 3 des Erlasses
des Staatsrates über den Abschluß und die Kündigung von
internationalen Verträgen vom 30.1.1961 (GBl. I, 5) und
somit nicht in innerstaatliches Recht "transformiert"; inso-
weit war der IPBR in der DDR innerstaatlich nicht anwend-
bar.

10)Auszug aus der (Europäischen) Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) vom
4.11.1950 i.d.F. v. 30.6.1998

"Art. 6. Recht auf ein faires Verfahren. (1) Jede Person hat
ein Recht darauf, daß über Streitigkeiten in bezug auf ihre
zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen oder über
eine gegen sie erhobene strafrechtliche Anklage von einem
unabhängigen und unparteiischen, auf Gesetz beruhenden
Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb
angemessener Frist verhandelt wird. Das Urteil muß öffent-
lich verkündet werden; Presse und Öffentlichkeit können
jedoch während des ganzen oder eines Teiles der Verhand-
lung ausgeschlossen werden, wenn dies im Interesse der
Moral, der öffentlichen Ordnung oder der nationalen Sicher-
heit in einer demokratischen Gesellschaft liegt, wenn die
Interessen von Jugendlichen oder der Schutz des Privatlebens
der Prozeßparteien es verlangen oder - soweit das Gericht es
für unbedingt erforderlich hält - wenn unter besonderen Um-
ständen eine öffentliche Verhandlung die Interessen der
Rechtspflege beeinträchtigen würde.
(2) Jede Person, die einer Straftat angeklagt ist, gilt bis zum
gesetzlichen Beweis ihrer Schuld als unschuldig.
(3) Jede angeklagte Person hat mindestens [insbesondere]
folgende Rechte:
a) innerhalb möglichst kurzer Frist [unverzüglich] in einer

ihr verständlichen Sprache in allen Einzelheiten über Art
und Grund der gegen sie erhobenen Beschuldigung unter-
richtet zu werden;

b) ausreichende Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung ihrer
Verteidigung zu haben;

c) sich selbst zu verteidigen, sich durch einen Verteidiger
ihrer Wahl verteidigen zu lassen oder, falls ihr die Mittel
zur Bezahlung fehlen, unentgeltlich den Beistand eines
Verteidigers zu erhalten, wenn dies im Interesse der
Rechtspflege erforderlich ist;

d) Fragen an Belastungszeugen zu stellen oder stellen zu
lassen und die Ladung und Vernehmung der Entlastungs-
zeugen unter denselben Bedingungen zu erwirken, wie
sie für Belastungszeugen gelten;

e) unentgeltliche Unterstützung durch einen Dolmetscher zu
erhalten, wenn sie die Verhandlungssprache des Gerichts
nicht versteht oder spricht.

Art. 7. Keine Strafe ohne Gesetz. (1) Niemand darf wegen
einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur
Zeit ihrer Begehung nach innerstaatlichem oder internationa-
lem Recht nicht strafbar war. Es darf auch keine schwerere
als die zur Zeit der Begehung angedrohte Strafe verhängt
werden.
(2) Dieser Artikel schließt nicht aus, daß jemand wegen einer
Handlung oder Unterlassung verurteilt oder bestraft wird, die
zur Zeit ihrer Begehung nach den von den zivilisierten Völ-
kern anerkannten allgemeinen Rechtsgrundsätzen strafbar
war."

Anm.: Die Bundesrepublik Deutschland machte bei der
am 5.12.1952 erfolgten Ratifizierung folgenden Vorbe-
halt (BGBl. 1954 II, S. 14): "Gemäß Artikel 64 der
Konvention macht die Bundesrepublik Deutschland den
Vorbehalt, daß sie die Bestimmung des Artikels 7 Abs. 2
der Konvention nur in den Grenzen des Artikels 103 Abs.
2 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland an-
wenden wird. Die letztgenannte Vorschrift lautet wie
folgt: Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Straf-
barkeit gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat begangen
wurde."

10a)Auszug aus dem (Zusatz-) Protokoll Nr. 4 zur EMRK
vom 16.9.1963 i.d.F. v. 30.6.1998

"Art. 2. Freizügigkeit. (1) Jede Person, die sich rechtmäßig
im Hoheitsgebiet eines Staates aufhält, hat das Recht, sich
dort frei zu bewegen und ihren Wohnsitz frei zu wählen.
(2) Jeder Person steht es frei, jedes Land, einschließlich des
eigenen, zu verlassen.
(3) Die Ausübung dieser Rechte darf nur Einschränkungen
unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer
demokratischen Gesellschaft notwendig sind für die nationa-
le oder öffentliche Sicherheit, zur Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum
Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der
Rechte und Freiheiten anderer.
(4) Die in Absatz 1 anerkannten Rechte können ferner für
bestimmte Gebiete Einschränkungen unterworfen werden,
die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen
Gesellschaft durch das öffentliche Interesse gerechtfertigt
sind."


